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Allen Priestern und Diakonen,
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

im kirchlichen Dienst des Bistums Hildesheim
sowie ihren Angehörigen 

und allen Menschen, die ihnen nahe stehen,
wünsche und erbitte ich,

zusammen mit den Weihbischöfen,
dem Generalvikar und dem gesamten Domkapitel,

ein gnadenreiches Weihnachtsfest 
und ein gesegnetes Jahr 2016

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim
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Aufruf der deutschen Bischöfe zur 
Aktion Dreikönigssingen 2016

Liebe Kinder und Jugendliche,
liebe Verantwortliche in den Gemeinden und Gruppen,
liebe Schwestern und Brüder!

Zu Beginn des neuen Jahres machen sich die Stern-
singer wieder auf den Weg. Sie ziehen von Haus zu 
Haus, bringen den Menschen den Segen und sammeln 
für Kinderhilfsprojekte weltweit. So werden sie selbst 
zum Segen für Kinder in anderen Ländern. Die Stern-
singer legen Zeugnis für ihren Glauben ab und zeigen, 
was Kinder überall auf der Welt bewegen können.

In der kommenden Aktion richten die Sternsinger den 
Blick auf die vielen Kinder, die wegen ihrer Herkunft, 
ihrer Sprache und Kultur ausgegrenzt und benachteiligt 
werden. Am Beispielland Bolivien lernen sie diese 
beschwerliche Lebenswirklichkeit kennen. Deshalb lau-
tet das Motto der neuen Sternsingeraktion: „Segen brin-
gen – Segen sein. Respekt für dich, für mich, für 
andere – in Bolivien und weltweit!“

Setzen wir uns gemeinsam ein für den respektvollen 
Umgang mit allen Menschen, besonders mit den be-
nachteiligten Kindern weltweit!

Wir bitten Sie herzlich, die Sternsinger wieder nach 
Kräften zu unterstützen.

Fulda, den 23.09.2015

Für das Bistum Hildesheim

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Der Ertrag der Aktion Dreikönigssingen („Sternsinger-
aktion“) ist ohne Abzüge dem Kindermissionswerk „Die 
Sternsinger“ zuzuleiten. – Der Aufruf soll den Gemein-
den in geeigneter Weise zur Kenntnis gebracht werden.

Hinweise zur Durchführung der 
Aktion Dreikönigssingen 2016

„Segen bringen, Segen sein. Respekt für dich, für 
mich, für andere – in Bolivien und weltweit!“ So 
lautet das Motto der 58. Aktion Dreikönigssingen 2016.
Die Sternsinger weisen gemeinsam mit den Trägern der 
Aktion (Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ und 
Bund der Deutschen Katholischen Jugend), darauf hin, 
wie wichtig gegenseitiger Respekt ist. Denn viel zu oft 
werden Kinder und Jugendliche ausgeschlossen, diskri-
miniert oder respektlos behandelt, weil sie eine andere 
Herkunft haben, anders aussehen oder einfach anders 
sind.

Auch in Bolivien, dem Beispielland der kommenden 
Aktion, machen Jungen und Mädchen diese Erfah-
rung. Viele Familien ziehen in der Hoffnung auf ein 
besseres Leben vom Land in die Städte. Oft schämen 
sie sich für ihre indigene Herkunft. Viele legen ihre tra-
ditionelle Kleidung ab, verbergen ihre Muttersprache 
und laufen Gefahr, ihre Identität zu verlieren.

Ab dem 23. September 2015 erhalten alle Gemeinden 
und alle im Kindermissionswerk bekannten Gruppen 
und Sternsinger-Verantwortlichen ein Infopaket mit 
Materialien zur Vorbereitung. Die Materialien zur Ak-
tion Dreikönigssingen zeigen, wie die Projekte der 
Sternsinger Kinder stärken und fördern. Beispielhaft 
stellen wir das Projekt Palliri in der bolivianischen 
Großstadt El Alto vor, das die Sternsinger unterstützen.

Das Werkheft zur Aktion Dreikönigssingen 2016 bietet 
hier Hintergrundinformationen, Ideen für Gruppenstun-
den, Spiele, Lieder und praktische Tipps sowie den be-
liebten Sternsinger-Wettbewerb zur Teilnahme am Em-
pfang im Bundeskanzleramt.

Die Gottesdienst-Bausteine bieten Modelle für eine 
Eucharistiefeier am Epiphanie-Tag, einen Wortgottes
dienst mit Sternsingern, Aussendungs- und Dankfeier 
sowie katechetische Impulse.
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Wie in den Vorjahren schildert Kinderfilmautor Willi 
Weitzel im Film: „Unterwegs für die Sternsinger: Willi in
Bolivien“, wie Kinder indigener Herkunft in Bolivien 
leben und wie die Sternsinger ihnen konkret helfen.

Die Bundesweite Eröffnung der kommenden Aktion 
Dreikönigssingen findet am 29. Dezember 2015 mit 
einem bunten Programm und einem Gottesdienst im 
Dom zu Fulda statt. Interessierte Sternsinger-Gruppen 
aus allen Diözesen sind nach vorheriger Anmeldung 
herzlich willkommen.

Die Einnahmen aus der Aktion Dreikönigssingen / 
Sternsingeraktion sind gemäß der „Bischöflichen Ord-
nung für die Aktion Dreikönigssingen“ (aktualisierte 
Fassung vom 1. Oktober 2014) zeitnah und ohne Ab-
züge dem Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ 
zuzuleiten. Als Geschäftsstelle der Aktion Dreikönigs-
singen trägt es dafür Sorge, dass die den Sternsingern 
anvertrauten Spenden über fachkundig begleitete 
Hilfsprojekte bedürftigen Kindern in aller Welt zugute
kommen. Die Mittel werden ebenso wirksam und 
nachhaltig wie transparent und sparsam verwendet.

Alle Materialien zur Aktion können beim Kinder-
missionswerk bestellt werden: Kindermissionswerk 
„Die Sternsinger“, Stephanstr. 35, 52064 Aachen, 
Tel. 0241 / 4461-44 oder -48, www.sternsinger.de.

Bei Fragen zur Aktion stehen Ihnen Frau Constanze 
Groth und Herr Sebastian Ulbrich zur Verfügung: 
Telefon: 0241 / 4461-39, groth@sternsinger.de, 
ulbrich@sternsinger.de

Aufruf Kollekte Afrikatag 2016 
„Bereitet dem Herrn den Weg“

Am 3. Januar findet in unserer Diözese die Kollek-
te zum Afrikatag statt. Im Zentrum des diesjährigen 
Afrikatags steht die Sorge der afrikanischen Kirche 
um Menschen auf der Flucht und der dringende Be-

darf an gut ausgebildeten einheimischen Mitarbeitern. 
Die Kollekte am Afrikatag 2016 unterstützt die Aus-
bildung von Priestern für die afrikanischen Diözesen, 
die dies nicht aus eigener Kraft leisten können, weil 
ihre Bevölkerung zu arm ist oder weil die politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse es nicht zulassen.

Das Aktionsplakat zeigt eine Szene aus dem Flücht-
lingslager Mai-Aini in Äthiopien. Pfarrer Ghidey 
Alema ist einer von vielen afrikanischen Priestern und 
Ordensleuten, die sich in den Herkunftsländern, an den 
Fluchtrouten und an den Aufnahmeorten für Flüchtlin-
ge einsetzen. Die Priesterausbildung in Äthiopien wird 
mit Mitteln aus der Kollekte für Afrika unterstützt.

Hilfe durch die Ausbildung von Menschen, die sich ihr 
Leben lang in den Dienst ihrer Mitmenschen  stellen, ist 
eine der wirksamsten und nachhaltigsten Formen, Ent-
wicklung zu fördern. Die Kollekte am Afrikatag leis-
tet dazu einen wichtigen Beitrag. Bitte helfen Sie mit, 
die wertvolle Tradition dieser Kollekte zu erhalten.

Alle Pfarrämter erhalten Anfang Dezember von missio Ma-
terialien, die sie bei der Durchführung der Afrikakollekte 
unterstützen: Aktionsplakat, Opfertüten mit Info-Teil zum 
Auslegen oder als Beilage im Pfarrbrief, Bausteine zur 
Gestaltung des Gottesdienstes mit Predigtvorschlag etc.

Begleitend zur Kollekte zum Afrikatag bietet missio 
mit der Aktion „Wir bauen ein Haus für alle“ Informa-
tionen zum Thema „Flucht“ sowie Veranstaltungsvor-
schläge und Anregungen für Aktionen in der Gemein-
de an. Mehr unter www.missio-hilft.de/haus-fuer-alle 

Weitere Informationen zum Afrikatag erhalten Sie di-
rekt bei missio, Goethestr. 43, 52064 Aachen, E-Mail: 
post@missio-de, www.missio-hilft.de

Materialbestellung: Tel. 0241/7504-350, E-Mail: 
bestellungen@missio.de
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Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

(Stand 01.01.2016)

§ 1 Stellung und Aufgabe

(1)  Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grund-
lage des Artikels 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
(Grundordnung) die von den deutschen Bischöfen 
für die Einrichtungen im Bereich des Deutschen Ca-
ritasverbandes anerkannte Kommission zur Ordnung 
des kircheneigenen Arbeitsvertragsrechts.

(2) 1Diese Ordnung gilt für kirchliche Rechtsträger un-
beschadet ihrer Rechtsform, die die Grundordnung 
in ihrer jeweils geltenden Fassung für ihren Bereich 
rechtsverbindlich in ihr Statut übernommen und sich 
dafür entschieden haben, die Arbeitsvertragsrichtli-
nien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) anzu-
wenden. 2Sofern ein Rechtsträger in der Rechtsform 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts über kein 
solches Statut verfügt, ist eine notarielle Erklärung 
der Grundordnungsübernahme und anschließen-
de Veröffentlichung dieser Erklärung ausreichend.

(3) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständi-
ge Kommission besonderer Art der Delegiertenver-
sammlung des Deutschen Caritasverbandes (vgl. § 9 
Abs. 3 seiner Satzung). 2Entscheidungen der Arbeits-
rechtlichen Kommission bedürfen nicht der Zustim-
mung der Delegiertenversammlung.

(4) 1Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, 
Abschluss und Beendigung von Dienstverhältnissen 
mit kirchlichen Rechtsträgern im Bereich des Deut-
schen Caritasverbandes. 2Die durch die Kommission 
nach Maßgabe dieser Ordnung beschlossenen und 
vom Diözesanbischof in Kraft gesetzten arbeitsrecht-
lichen Regelungen gelten unmittelbar und zwingend. 
3Beschlüsse der Zentral-KODA im Rahmen ihrer 
Beschlusskompetenz gemäß § 3 Abs. 1 Zentral-

 KODA-Ordnung gehen mit ihrer Inkraftsetzung in 
allen Diözesen den Beschlüssen der Arbeitsrechtli-

chen Kommission vor. 4Empfehlungen der Zentral-
KODA gemäß § 3 Abs. 3 Zentral-KODA-Ordnung 
soll die Arbeitsrechtliche Kommission berücksich-
tigen. 5Regelungsbefugnisse in anderen diözesanen 
Ordnungen bleiben unberührt.

(5) 1Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den Wechsel 
in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, entscheidet der jeweilige Diözesanbi-
schof nach Zustimmung beider Seiten jeweils der 
abgebenden Kommission und der aufnehmenden 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 2Beantragt ein 
kirchlicher Rechtsträger den Wechsel aus dem Zu-
ständigkeitsbereich der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion, entscheidet der jeweilige Diözesanbischof nach 
Zustimmung beider Seiten jeweils der abgebenden 
Arbeitsrechtlichen Kommission und der aufnehmen-
den Kommission. 3Anträge nach den Sätzen 1 und 
2 bedürfen der schriftlichen Begründung. 4Die Ent-
scheidungen sind den Kommissionen mitzuteilen.

(6) 1Der Diözesanbischof kann für mehrere kirchliche 
Rechtsträger eine eigene Ordnung erlassen. 2Die 
Entscheidung über den Erlass einer solchen Ordnung 
erfolgt im Benehmen mit beiden Seiten der Arbeits-
rechtlichen Kommission. 3Die Entscheidung ist der 
Kommission mitzuteilen.

(7)  Die Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on dauert vier Jahre.

§ 2 Zusammensetzung und Konstituierung

(1) 1Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören als
  Mitglieder eine gleiche Anzahl von Personen 

als Vertreter(innen) von Dienstgebern und 
Mitarbeiter(inne)n an. 2Sie besteht aus einer Bundes-
kommission, sechs Regionalkommissionen und dem/
der Vorsitzenden nach § 3 Abs. 1. 3Die Mitarbeiter-
seite und die Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen 
Kommission wählen jeweils Leitungsausschüsse ge-
mäß § 7.

(2) 1Die Bundeskommission besteht unter Wahrung 
der Parität aus 28 gewählten Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und aus weiteren entsandten 
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Vertreter(inne)n der Gewerkschaften als Mitglie-
der der Mitarbeiterseite sowie aus 28 gewählten 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der 
Dienstgeberseite. 2Der Leitungsausschuss der Mit-
arbeiterseite besteht aus sieben Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und der Leitungsausschuss der 
Dienstgeberseite aus sieben Vertreter(inne)n der 
Dienstgeber, die jeweils Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission sind. 

(3) 1Die Regionalkommissionen bestehen unter Wahrung 
der Parität 

 - für die Region Nord aus sechs gewählten 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite so-
wie aus sechs gewählten oder von den Diözesan-
Caritasverbänden bestimmten Vertreter(inne)n 
der Dienstgeber und aus weiteren Vertreter(inne)
n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstge-
berseite, 

 - für die Region Ost aus zwölf gewählten 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite so-
wie aus zwölf gewählten oder von den Diözesan-
Caritasverbänden bestimmten Vertreter(inne)n 
der Dienstgeber und aus weiteren Vertreter(inne)
n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstge-
berseite, 

 -  für die Region Nordrhein-Westfalen aus zehn ge-
wählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) 
und aus weiteren entsandten Vertreter(inne)n 
der Gewerkschaften als Mitglieder der Mitar-
beiterseite sowie aus zehn gewählten oder von 
den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus weite-
ren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglie-
der der Dienstgeberseite, 

 - für die Region Mitte aus zehn gewählten 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite so-
wie aus zehn gewählten oder von den Diözesan-
Caritasverbänden bestimmten Vertreter(inne)n 
der Dienstgeber und aus weiteren Vertreter(inne)
n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstge-
berseite, 

 -  für die Region Baden-Württemberg aus sechs ge-
wählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) 
und aus weiteren entsandten Vertreter(inne)n 
der Gewerkschaften als Mitglieder der Mitar-
beiterseite sowie aus sechs gewählten oder von 
den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus weite-
ren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglie-
der der Dienstgeberseite, 

 - für die Region Bayern aus 14 gewählten 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Ge-
werkschaften als Mitglieder der Mitarbeitersei-
te sowie aus 14 gewählten oder von den Diö-

  zesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre-
  ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren Ver-
  treter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der 

Dienstgeberseite. 

(4) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstitu-
ieren sich spätestens zwei Monate und die neu ge-
wählte Bundeskommission konstituiert sich spätes-
tens drei Monate nach Beginn der Amtsperiode.

§ 3 Leitung und Kommissionsgeschäftsstelle

(1) 1Der/Die Präsident(in) des Deutschen Caritasver-
 bandes oder in seinem/ihrem Auftrag ein(e) 

Vizepräsident(in) führt in der Bundeskommission 
den Vorsitz und repräsentiert die Arbeitsrechtliche 
Kommission nach außen. 2Der/Die Vorsitzende wirkt 
auf eine sachgerechte Beratung und Beschlussfas-
sung hin. 3Er/Sie hat das Recht zur Teilnahme an 
allen Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission. 
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4Das gilt auch für die gemeinsamen Sitzungen der 
Leitungsausschüsse (§ 7 Abs. 6).

(2)  Der/Die Vorsitzende der Bundeskommission hat kein 
Stimmrecht und ist zur unparteiischen Amtsführung 
verpflichtet.

(3) 1Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ih-
re Kommission eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) 
stellvertretende(n) Vorsitzende(n). 2Der/Die Vorsit-
zende und der/die stellvertretende Vorsitzende einer 
Regionalkommissionen werden zu Beginn der Amts-
periode mit der Maßgabe gewählt, dass diese Funk-
tionen abwechselnd von einem/einer Vertreter(in) 
der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite wahr-
genommen werden und die Funktionen nach Ab-
lauf der Hälfte der Amtsperiode wechseln. 3Kön-
nen sich die Mitglieder der Regionalkommissionen 
nicht darüber einigen, wer zuerst den Vorsitz über-
nimmt, entscheidet das Los. 4Beide Seiten der Regi-
onalkommissionen schlagen für die Funktionen des/
der Vorsitzende(n) und des/der stellvertretende(n) 
Vorsitzende(n) jeweils ein Mitglied vor. 5Die Wah-
len erfolgen durch die Mehrheit der Gesamtheit der 
Mitglieder der Regionalkommissionen in geheimer 
Abstimmung; sie werden von der Kommissionsge-
schäftsstelle durchgeführt. 6Aufgabe des/der Vorsit-
zenden ist die Leitung der Sitzungen der Regional-
kommissionen mit Unterstützung der stellvertreten-
den Vorsitzenden. 7Bei der konstituierenden Sitzung 
und bis zur Wahl des/der Vorsitzenden leitet das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. 8Scheidet 
der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vor-
sitzende vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den 
Rest der Amtsperiode eine Nachwahl statt.

(4) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Ge-
schäftsstelle (Kommissionsgeschäftsstelle); diese 
kann Regionalstellen einrichten. 2Sie wird von dem/
der Geschäftsführer(in) der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission geleitet, den/die der/die Präsident(in) be-
stimmt. 3Die Kommissionsgeschäftsstelle übernimmt 
die laufenden Geschäfte der Bundeskommission und 
der Regionalkommissionen im Einvernehmen mit 
den jeweiligen Vorsitzenden. 4Das Nähere regelt eine 
Geschäftsordnung, die der/die Präsident(in) im Ein-

vernehmen mit den Leitungsausschüssen der Mitar-
beiterseite und der Dienstgeberseite erlässt.

(5) 1Das für Personalfragen zuständige Mitglied des Vor-
stands des Deutschen Caritasverbandes hat ein Recht 
zur Teilnahme an den Sitzungen der Bundeskommis-
sion. 2Der Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzei-
gen.

§ 4 Gewählte Vertreter(innen) der 
 Mitarbeiter(innen) – Mitarbeiterseite

(1) 1Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen werden in jedem in dem Gebiet der 
jeweiligen Regionalkommission liegenden (Erz-)
Bistum sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils 
zwei Mitglieder, in den (Erz-)Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart jeweils drei Mitglieder, für 
einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) ge-
wählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2) 1Für die Mitarbeiterseite in der Bundeskommission 
wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offizialats-
bezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied für einen 
Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Wiederwahl ist möglich. 3Das Mitglied der Bundes-
kommission ist zugleich eines der Mitglieder einer 
Regionalkommission nach Absatz 1.

(3) 1Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/diejenige, 
dessen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richt-
linien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des 
Deutschen Caritasverbandes regelt und der/die nach 
der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen 
(Erz-)Bistums das passive Wahlrecht besitzt. 2Nicht 
wählbar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsaus-
schusses gemäß § 2 oder eines Wahlvorstandes ge-
mäß § 3 der Wahlordnung für die Vertreter(innen) 
der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist.

(4) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Ver-
  treter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeits-

rechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser Ord-
nung ist.
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§ 5 Entsandte Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften – Mitarbeiterseite

(1)  Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerkoali-
tionen (Gewerkschaften) auf der Mitarbeiterseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommissionen ist gewährleistet.

(2)  Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n sind 
Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Rege-
lungsbereiche oder Teile der Regelungsbereiche der 
Bundes- oder jeweiligen Regionalkommissionen ört-
lich und sachlich zuständig sind. 

(3) 1Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können 
Vertreter(innen) in die Arbeitsrechtliche Kommissi-
on entsenden. 2Die Anzahl der Vertreter(innen), die 
von diesen Gewerkschaften entsandt werden, rich-
tet sich nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der im 
Zeitpunkt der Entsendung in den Gewerkschaften 
zusammengeschlossenen kirchlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern im örtlichen und sachlichen 
Zuständigkeitsbereich der Bundes- oder jeweiligen 
Regionalkommissionen (Organisationsstärke). 

(4) 1Ungeachtet der jeweiligen Organisationsstärke wird 
gewährleistet, dass bei der Bundes- oder den jewei-
ligen Regionalkommissionen mit bis zu zehn Mit-
gliedern der Mitarbeiter(innen) mindestens ein Sitz, 
mit bis zu 20 Mitgliedern der Mitarbeiter(innen) 
mindestens zwei Sitze und mit bis zu 30 Mitglie-
der der Mitarbeiter(innen) mindestens drei Sitze 
für Vertreter(innen) der Gewerkschaften vorbehal-
ten werden. 2Weist eine Gewerkschaft spätestens 
sieben Monate vor Beginn einer Amtsperiode eine 
höhere Organisationsstärke als zehn Prozent der 
Mitarbeiter(innen) im Geltungsbereich der Bundes- 
oder der jeweiligen Regionalkommissionen nach, 
erhöht sich die Zahl der Sitze für diese Amtsperiode 
entsprechend. 

(5) Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können da-
her derzeit nach § 2 Abs. 2 in die Bundeskommis-
sion bis zu drei Vertreter(innen) und nach § 2 Abs. 
3 in die Regionalkommission Nord bis zu einem/
einer Vertreter(in), in die Regionalkommission Ost 
bis zu zwei Vertreter(innen), in die Regionalkom-
mission Nordrhein-Westfalen bis zu einem/einer 

Vertreter(in), in die Regionalkommission Mitte bis 
zu einem/einer Vertreter(in), in die Regionalkom-
mission Baden-Württemberg bis zu einem/einer 
Vertreter(in) und in die Regionalkommission Bayern 
bis zwei Vertreter(innen) entsenden. 

(6) Eine Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften entfällt, wenn die Mitgliedschaft in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission von keiner Gewerk-
schaft beansprucht wird.

(7) Die Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften erfolgt für eine Amtsperiode gemäß § 1 
Abs. 7 vor deren Beginn.

(8) Das Nähere regelt die Entsendeordnung für die 
Vertreter(innen) der Gewerkschaften in der Arbeits-
rechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser Ord-
nung ist. 

§ 6 Gewählte und bestimmte Vertreter(innen) 
der Dienstgeber – Dienstgeberseite

(1) 1Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regio-
nalkommissionen wird von den Vertreter(inne)n der 
Rechtsträger in jedem in dem Gebiet der jeweiligen 
Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie 
im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, 
in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart jeweils zwei Mitglieder, für einen Zeitraum 
von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 2Wieder-
wahl ist möglich.

(2) 1Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Landes-
Caritasverband für Oldenburg bestimmt zusätzlich 
jeweils ein weiteres Mitglied der Dienstgeberseite 
in die entsprechende Regionalkommission für eine 
Amtsperiode gemäß § 1 Abs. 7 vor deren Beginn. 2Das 
so bestimmte Mitglied koordiniert in Abstimmung 
mit dem/der nach Absatz 1 gewählten Vertreter(in) 
die Interessen der Dienstgeber im Gebiet des jewei-
ligen Diözesan-Caritasverbandes beziehungsweise 
des Landes-Caritasverbandes für Oldenburg. 
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(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bun-
deskommission werden durch die gewählten und 
bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite aller 
Regionalkommissionen in einer gemeinsamen Wahl-
versammlung für einen Zeitraum von vier Jahren 
(Amtsperiode) gewählt. 2Von den 28 Mitgliedern 
der Bundeskommission müssen mindestens 14 
Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkommission 
sein. 3Jede Regionalkommission muss mit mindes-
tens zwei Mitgliedern vertreten sein. 4Wiederwahl ist 
möglich.

(4) 1Wählbar beziehungsweise bestimmbar als Ver-
treter(in) der Dienstgeber ist derjenige/diejenige, der/
die Mitglied eines Organs eines kirchlich-caritativen 
Rechtsträgers ist, das zur gesetzlichen Vertretung be-
rufen ist, oder der/die leitende(r) Mitarbeiter(in) ei-
nes kirchlichen Rechtsträgers im Bereich des Deut-
schen Caritasverbandes nach der Mitarbeitervertre-
tungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums ist. 2Als 
Vertreter(in) der Dienstgeber können nur Personen 
gewählt bzw. bestimmt werden, die bei Anstellungs-
trägern im Geltungsbereich der Grundordnung tätig 
sind. 3Nicht wählbar beziehungsweise bestimm-
bar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses 
nach § 2 oder eines Wahlvorstandes nach § 3 der 
Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Dienst-
geber in der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(5) 1Zur Wahrung der Parität werden für die nach § 5 
entsandten Vertreter(innen) der Gewerkschaften 
in der Bundes- und in den Regionalkommissionen 
weitere Mitglieder der Dienstgeberseite in gleicher 
Zahl in die entsprechenden Bundes- oder Regio-
nalkommissionen gewählt. 2Diese weiteren Mit-
glieder der Dienstgeberseite müssen Mitglied eines 
Organs eines kirchlichen Rechtsträgers oder leiten-
de Mitarbeiter(innen) nach der Mitarbeitervertre-
tungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums, dem 
Betriebsverfassungsgesetz oder den Personalver-
tretungsgesetzen des Bundes- oder der Länder sein 
sowie die Voraussetzungen des § 6 Abs. 4 Satz 3 

 AK-Ordnung erfüllen.

(6) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Ver-
 treter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtli-

chen Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung 
ist.

§ 7 Leitungsausschüsse

(1) Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht 
aus sieben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen), 
der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite aus sie-
ben Vertreter(inne)n der Dienstgeber. 

(2) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeitsrecht-
lichen Kommission wählen für die jeweilige Amts-
periode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als 
Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite. 2Mindestens 
vier Mitglieder des Leitungsausschusses müssen 
Mitglieder der Bundeskommission sein. 

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige 
Amtsperiode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) 
als Leitungsausschuss der Dienstgeberseite. 2Min-
destens vier Mitglieder des Leitungsausschusses 
müssen Mitglieder der Bundeskommission sein. 

(4) 1Die Wahlen zum Leitungsausschuss erfolgen auf bei-
den Seiten anlässlich ihrer jeweils ersten Mitglieder-
versammlung zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode 
in geheimer Abstimmung. 2Zunächst werden in einer 
ersten Wahl vier Mitglieder aus der Bundeskommis-
sion gewählt. 3Anschließend werden in einer zweiten 
Wahl aus den Mitgliedern der Mitgliederversamm-
lung die übrigen Mitglieder gewählt. 4Gewählt sind 
jeweils die Kandidat(inn)en mit der jeweils höchsten 
Stimmenzahl. 5Bei Stimmengleichheit findet zwi-
schen stimmengleichen Personen eine Stichwahl 
statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, ent-
scheidet das Los. 

(5) 1Die Leitungsausschüsse konstituieren sich spätes-
tens zwei Monate nach Beginn der Amtsperiode. 2Bis 
zu den Wahlen führen die Mitglieder des Leitungs-
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ausschusses der vorherigen Amtsperiode die laufen-
den Geschäfte weiter, soweit sie erneut Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 3Sie bereiten 
insbesondere die erste Mitgliederversammlung vor.

(6) 1Die Leitungsausschüsse bereiten gemeinsam die Sit-
zungen der Bundeskommission vor. 2Sie schlagen die 
Tagesordnung vor und erarbeiten Beschlussanträge, 
die zur Entscheidung der Bundeskommission gestellt 
werden. 3Die Leitungsausschüsse geben sich eine 
gemeinsame Geschäftsordnung. 4Die Mitglieder des 
Leitungsausschusses der Mitarbeiter- beziehungs-
weise der Dienstgeberseite, die nicht Mitglieder der 
Bundeskommission sind, können als Gäste an den 
Sitzungen der Bundeskommission teilnehmen.

(7) 1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite führt die 
laufenden Geschäfte, leitet die Mitarbeiterseite nach 
innen und vertritt sie nach außen auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er 
organisiert insbesondere die Kommunikation auf der 
Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ist für die Umsetzung des Budgets der Mitarbei-
terseite sowie für die Fachaufsicht über die haupt-
amtlichen Mitarbeiter(innen) der Mitarbeiterseite 
verantwortlich. 

(8) 1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Dienstgeberseite 
nach innen und vertritt sie nach außen auf der Grund-
lage der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 
2Er organisiert insbesondere die Kommunikation auf 
der Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission und ist für die Umsetzung des Budgets der 
Dienstgeberseite sowie für die Fachaufsicht über die 
hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der Dienstgeber-
seite verantwortlich.

§ 8 Mitgliederversammlungen

(1) 1Auf Bundesebene finden jeweils auf Dienstgeber- 
und auf Mitarbeiterseite Mitgliederversammlungen 
statt. 2Sie setzen sich zusammen aus allen Mitglie-
dern der Bundeskommission und der Regionalkom-
missionen der jeweiligen Seite. 

(2) Aufgaben der Mitgliederversammlungen sind die 
Wahl des Leitungsausschusses der jeweiligen Seite 
nach § 7, Wahlen der Vertreter(innen) ihrer Seite, so-
weit diese oder eine andere Ordnung die Vertretung 
der jeweiligen Seite vorsehen, sowie der Beschluss 
von Grundsätzen des tarifpolitischen Vorgehens.

(3) Die Mitgliederversammlungen geben sich jeweils ei-
ne Geschäftsordnung.

§ 9 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds in der Arbeits-
rechtlichen Kommission endet vor Ablauf der Amts-
periode 

 - durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher 
Form gegenüber dem/der Vorsitzenden der Ar-
beitsrechtlichen Kommission; 

 - im Falle grober Vernachlässigung oder grober Ver-
letzung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied 
der Arbeitsrechtlichen Kommission. 

(2) 1Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Ver-
letzung der Befugnisse und Pflichten nach Absatz 1 
entscheidet das Kirchliche Arbeitsgericht. 2Voraus-
setzung ist im Hinblick auf ein Mitglied der Bundes-
kommission ein Antrag der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission, im Hinblick auf ein 
Mitglied einer Regionalkommission ein Antrag der 
jeweiligen Regionalkommission.

(3) Die Mitgliedschaft der gewählten und bestimmten 
Mitglieder in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
endet vor Ablauf der Amtsperiode außerdem

- bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die 
 Wählbarkeit beziehungsweise Bestimmbarkeit 
    nach § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5;

- für gewählte Mitglieder der Mitarbeiterseite durch 
  Ausscheiden des Mitglieds aus dem kirchlichen 
  Dienst in der (Erz-)Diözese, in der das Mitglied 
   gewählt wurde,
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- für gewählte beziehungsweise bestimmte Mitglie-
   der der  Dienstgeberseite in den Regionalkommis-
  sionen durch Ausscheiden des gewählten bezie-
   hungsweise bestimmten Mitglieds aus dem kirch-
   lichen Dienst in der (Erz-)Diözese, in der das Mit-
   glied gewählt oder für die es bestimmt wurde,

- für gewählte Mitglieder der Dienstgeberseite der 
  Bundeskommission durch Ausscheiden des ge-
  wählten Mitglieds aus dem kirchlichen Dienst.

(4) Den Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbar-
keit nach § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5 stellt 
der jeweilige Leitungsausschuss für die Mitglieder 
der jeweiligen Seite fest. 

(5) Die Mitgliedschaft der entsandten Mitglieder in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet vor Ablauf der 
Amtsperiode außerdem in den Fällen, die in der Ent-
sendeordnung geregelt sind.

(6) 1Ist ein gewähltes beziehungsweise bestimmtes Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission durch 
Krankheit oder in sonstiger Weise längerfristig an 
der Ausübung des Amtes verhindert, kann der/die 
Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen Kommission 
diese Verhinderung des Mitglieds feststellen. 2Da-
zu ist nach Möglichkeit das Mitglied durch den/
die Vorsitzende(n) anzuhören. 3Für den Zeitraum 
der Verhinderung wird dann ein Ersatzmitglied be-
stimmt. 4Dies erfolgt für gewählte Mitglieder der 
Mitarbeiterseite entsprechend § 4 Abs. 3 in Verbin-
dung mit § 7 Wahlordnung Mitarbeiterseite bzw. für 
die entsandten Mitglieder der Mitarbeiterseite nach § 
6 Entsendeordnung Gewerkschaften, für Mitglieder 
der Dienstgeberseite entsprechend § 6 Abs. 4 bzw. 
§ 6 Abs. 5 in Verbindung mit § 9 der Wahlordnung 
Dienstgeberseite. 5Das Ersatzmitglied nimmt ab dem 
Zeitpunkt seiner Bestimmung alle Rechte und Pflich-
ten eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion wahr. 6Teilt das Mitglied den Wegfall seiner 
Verhinderung schriftlich mit, stellt der/die Vorsitzen-
de das Ende der Verhinderung fest. 7Damit endet die 
Amtszeit des Ersatzmitglieds. 9Scheidet das Mitglied 
endgültig aus, rückt das Ersatzmitglied an seine Stel-
le.

(7) Die Mitgliedschaft eines gewählten beziehungswei-
se bestimmten Mitglieds in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission endet im Falle einer dienstgeberseitigen 
Kündigung erst, wenn das Arbeitsgericht rechtskräf-
tig die Wirksamkeit der Kündigung festgestellt hat.

§ 10 Beratung beider Seiten

(1) 1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite haben 
jeweils eigene Geschäftsstellen. 2Diese sind mit ei-
genen, insbesondere im Tarif- und Arbeitsrecht kun-
digen Personen besetzt, die nicht Mitglied der Kom-
mission sind und die beim Deutschen Caritasverband 
e. V. in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 3Ent-
scheidungen über diese Dienstverhältnisse erfolgen 
im Einvernehmen mit der jeweiligen Seite. 4In Aus-
nahmefällen können in den jeweiligen Geschäftsstel-
len auch Personen auf Honorarbasis tätig werden. 

(2)  Die Geschäftsstellen beraten und unterstützen die 
Mitglieder der jeweiligen Seite der Bundeskom-
mission und der Regionalkommissionen bei der 
Beschlussfassung und die jeweiligen Leitungsaus-
schüsse bei deren Aufgaben. 

(3)  Die Personen können mit Zustimmung der jeweili-
gen Seiten beratend an den Sitzungen der Kommis-
sionen und der Ausschüsse sowie den internen Bera-
tungen teilnehmen.

§ 11 Rechtsstellung der Mitglieder, 
Freistellung und Kostenersatz

(1) 1Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mit-
glied der Kommission der arbeitsvertraglich verein-
barten Tätigkeit im Rahmen ihres Dienstverhältnis-
ses beziehungsweise der Tätigkeit als Mitglied eines 
Organs eines kirchlichen Rechtsträgers im Bereich 
des Deutschen Caritasverbandes gleich. 2Die Tätig-
keit nach dieser Ordnung ist Dienst im Sinne von be-
amtenrechtlichen Unfallfürsorgebestimmungen. 
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(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind in der Ausübung ihres Amtes zu unterstützen 
und dürfen dabei weder behindert noch aufgrund ih-
rer Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden.

(3) 1Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbei-
terseite der Arbeitsrechtlichen Kommission in not-
wendigem Umfang zur ordnungsgemäßen Durch-
führung ihrer Aufgaben ohne Minderung der Bezüge 
und des Erholungsurlaubs von ihren dienstlichen 
Aufgaben freizustellen. 2Zu den Aufgaben gehört 
auch die Pflege einer angemessenen Rückbindung zu 
denen, die sie repräsentieren. 3Die Freistellung ent-
hält den Anspruch auf Reduzierung der dienstlichen 
Aufgaben und erfolgt bis zum Ablauf der jeweiligen 
Amtsperiode. 4Für die Mitglieder der Dienstgeber-
seite erfolgt grundsätzlich anstelle der Freistellun-
gen jeweils ein pauschalierter Kostenersatz an den 
jeweiligen Anstellungsträger. 5Über die Höhe der 
Pauschale entscheidet der Caritasrat und teilt dies der 
Arbeitsrechtlichen Kommission mit.

(4) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regio-
nalkommissionen sind auf Antrag zur ordnungs-
gemäßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis 
zu 30 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizu-
stellen. 2Für die Mitglieder der Dienstgeberseite in 
den Regionalkommissionen beträgt der pauschalier-
te Kostenersatz für den Anstellungsträger jeweils 
bis zu 20 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Wei-
tere 10 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden 
dem Budget der Dienstgeberseite zugerechnet. 4Für 
den/die Vorsitzende/n und den/die stellvertretende/n 
Vorsitzende/n der Regionalkommissionen nach § 3 
Abs. 3 erhöht sich der Freistellungsumfang bzw. der 
pauschalierte Kostenersatz um weitere 5 v. H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten.

(5) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Bundes-
kommission sind auf Antrag zur ordnungsgemä-
ßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 20 

 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 

2Für die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bun-
deskommission beträgt der pauschalierte Kosten-
ersatz für den Anstellungsträger jeweils bis zu 10 

 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 10 v. 
H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Bud-
get der Dienstgeberseite zugerechnet.

(6) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite im Leitungs-
ausschuss sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 25 

 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 
2Für die Mitglieder der Dienstgeberseite im Lei-
tungsausschuss beträgt der pauschalierte Kostener-
satz für den Anstellungsträger jeweils bis zu 20 v. 
H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 5 v. H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget 
der Dienstgeberseite zugerechnet.

(7) 1Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr 
Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies gilt auch 
bei Stimmrechtsübertragungen.

(8) 1Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission gelten die Schutzbestim-
mungen, wie sie für Mitglieder der Mitarbeiterver-
tretungen nach der Mitarbeitervertretungsordnung 
des jeweiligen (Erz-)Bistums gelten. 2Dies gilt eben-
falls innerhalb eines Jahres nach Beendigung der 
Amtszeit, es sei denn, die Mitgliedschaft ist nach § 9 
vorzeitig beendet worden. 

§ 12 Arbeitsweise

(1) 1Die Bundeskommission, die Regionalkommissionen, 
die Leitungsausschüsse und die Mitgliederversamm-
lungen treten bei Bedarf zusammen. 2Eine Sitzung 
hat außerdem stattzufinden, wenn dies von der Hälfte 
der Mitglieder des jeweiligen Gremiums schriftlich 
und unter Angabe von Gründen verlangt wird.
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(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung 
hat für die Sitzungen der Bundes- und der Regional-
kommissionen in der Regel drei Wochen vor dem 
Sitzungstermin zu erfolgen. 

(3) 1Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes 
auf ein anderes Mitglied zulässig. 2Ein Mitglied kann 
zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimm-
recht ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes 
ist dem/der Vorsitzenden in Textform über die Kom-
missionsgeschäftsstelle nachzuweisen.

(4) 1Anträge an die jeweiligen Kommissionen können 
nur deren Mitglieder stellen. 2Abweichend hiervon 
werden Anträge nach § 14 von der (Gesamt-)Mitar-
beitervertretung oder dem Dienstgeber oder von bei-
den gemeinsam gestellt.

(5) 1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Es kön-
nen Sachverständige hinzugezogen werden.

(6) Die Leitungsausschüsse, die Mitgliederversammlun-
gen und die Bundeskommission sowie die Regional-
kommissionen geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung.

§ 13 Zuständigkeiten der Bundeskommission 
und der Regionalkommissionen

(1) 1Die Bundeskommission ist örtlich und sachlich 
bundesweit umfassend zuständig mit Ausnahme der 
Bereiche, die ausschließlich den Regionalkommis-
sionen zugewiesen sind. 2In den ausschließlich den 
Regionalkommissionen zugewiesenen Bereichen be-
stehen Bandbreiten; sie betragen für die Festlegung 
der Höhe aller Vergütungsbestandteile von den mitt-
leren Werten 15 v. H. Differenz nach oben und nach 
unten, für die Festlegung des Umfangs der regelmä-
ßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungs-
urlaubs von den mittleren Werten 10 v. H. Differenz 
nach oben und nach unten. 3Die Bundeskommission 
legt die mittleren Werte fest. 4Die Bundeskommissi-
on kann die Geltung der mittleren Werte zeitlich be-
fristen. 5Nach Ablauf des Geltungszeitraums besteht 

für die Regionalkommissionen keine Möglichkeit, 
neue Werte zur Höhe der Vergütungsbestandteile, 
zum Umfang der regelmäßigen Arbeitszeit und zum 
Umfang des Erholungsurlaubs zu beschließen. 6Es 
gelten die zu diesem Zeitpunkt gültigen Werte der 
Regionalkommission unverändert fort. 7Beschlüsse 
nach § 14 sind weiterhin zulässig. 8Die Bandbreiten 
gelten nicht für Beschlüsse nach § 14.

(2) Die Regionalkommissionen sind örtlich zuständig 
 für die Einrichtungen ihrer Region und zwar

- die Regionalkommission Nord für das Gebiet der 
  Bistümer Hildesheim und Osnabrück sowie den 
   Offizialatsbezirk Oldenburg;

- die Regionalkommission Ost für das Gebiet der 
  (Erz-)Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, 
   Görlitz, Hamburg und Magdeburg;

- die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen für 
  das Gebiet der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, 
   Köln, Münster (ohne den Offizialatsbezirk Olden-
   burg) und Paderborn;

- die Regionalkommission Mitte für das Gebiet der 
   Bistümer Fulda, Limburg, Mainz, Speyer und Trier;

 - die Regionalkommission Baden-Württemberg für
  das Gebiet der (Erz-)Bistümer Freiburg und 
   Rottenburg-Stuttgart;

 - die Regionalkommission Bayern für das Gebiet
   der (Erz-)Bistümer Augsburg, Bamberg, Eichstätt,
  München und Freising, Passau, Regensburg und
   Würzburg.

(3) 1Die Regionalkommissionen sind sachlich aus-
schließlich zuständig für die Festlegung der Höhe 
aller Vergütungsbestandteile, des Umfangs der re-
gelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Er-
holungsurlaubs. 2Dabei haben sie die nach Absatz 
1 festgelegten Bandbreiten einzuhalten. 3Fasst die 
Bundeskommission nach Aufforderung durch den 
Beschluss einer Regionalkommission nicht inner-
halb von sechs Monaten einen Beschluss zur Festset-
zung eines mittleren Wertes, kann die Regionalkom-
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mission einen eigenen Beschluss nach Absatz 3 Satz 
1 fassen. 4Beschlüsse einer Regionalkommission, die 
außerhalb der festgelegten Bandbreite liegen, sind 
als Beschluss der äußersten als zulässig festgelegte 
Bandbreite auszulegen.

(4) 1Die Regionalkommissionen können zudem Rege-
lungen der Beschäftigungssicherung beschließen. 
2Soweit diese Regelungen im Widerspruch zu Re-
gelungen der Bundeskommission stehen, gehen die 
Regelungen der Regionalkommissionen vor.

(5) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
bei der Bundeskommission beantragen, von einer 
festgelegten Bandbreite abweichen zu dürfen.

(6) 1Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
eigene Regelungszuständigkeiten zeitlich befristet 
an die Bundeskommission übertragen, die Bundes-
kommission kann durch Beschluss eigene Rege-
lungszuständigkeiten zeitlich befristet an eine oder 
mehrere Regionalkommissionen übertragen. 2Erfolgt 
ein solcher Beschluss, bedarf die Übertragung der 
Zustimmung durch die Kommissionen, die diese Zu-
ständigkeiten erhalten.

(7) 1Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
die Bundeskommission auffordern, in einer der Bun-
deskommission zugeordneten Regelungszuständig-
keit einen Beschluss zu fassen, wenn sie dazu einen 
eigenen Regelungsvorschlag vorlegen. 2Fasst die 
Bundeskommission nicht innerhalb von sechs Mo-
naten einen Beschluss mit dieser oder einer anderen 
Regelung, kann die Regionalkommission anstelle 
der Bundeskommission einen eigenen Beschluss 
fassen. 3Dies gilt auch für den Fall, dass die Bun-
deskommission nach Aufforderung durch Beschluss 
einer Regionalkommission keine mittleren Werte für 
die Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs 
der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs innerhalb von sechs Monaten fest-
legt; dann kann die Regionalkommission die Höhe 
der Vergütungsbestandteile, den Umfang der regel-
mäßigen Arbeitszeit und den Umfang des Erholungs-
urlaubs ohne mittlere Werte verändern. 4Fasst die 
Bundeskommission nach Ablauf von sechs Monaten 
einen Beschluss entsprechend dem Regelungsvor-

schlag der Regionalkommission oder mit einer ande-
ren Regelung, erlischt die Beschlusskompetenz der 
Regionalkommission. 5Soweit die von der Regional-
kommission beschlossenen Regelungen im Wider-
spruch zu späteren Beschlüssen der Bundeskommis-
sion stehen, gehen die Regelungen der Bundeskom-
mission vor. 6Dabei hat die Bundeskommission eine 
Übergangsregelung festzulegen. 7Soweit diese Über-
gangsregelung nicht erfolgt, gelten die Beschlüsse 
der Regionalkommission weiter.

(8)  Die Bundeskommission und die Regionalkommissi-
onen haben auch eine Zuständigkeit für spartenspe-
zifische Regelungen.

§ 14 Einrichtungsspezifische Regelungen

(1) 1Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder 
Dienstgeber oder beide gemeinsam können für die 
Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers, für ei-
ne Einrichtung oder für Teile einer Einrichtung einen 
schriftlich zu begründenden Antrag an die zuständi-
ge Regionalkommission stellen, von den durch die 
Regionalkommission festgelegten Regelungen abzu-
weichen. 2Zur Begründung hat der Antragsteller ge-
eignete Unterlagen vorzulegen. 3Bei Anträgen einer 
(Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine substan-
tiierte Darstellung aus. 4Die Regionalkommission 
kann von dem Dienstgeber der Einrichtung geeigne-
te Unterlagen anfordern.

(2)  Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen 
eines Trägers betreffen, die im Zuständigkeitsbereich 
von mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in 
Abweichung von § 13 Abs. 2 die Regionalkommissi-
on zuständig, in der der Träger seinen Sitz hat.

(3)  1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine 
Unterkommission der Regionalkommission (Absatz 
4) innerhalb von drei Monaten durch Beschluss. 2So-
weit sie Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu 
befristen. 3Die Frist nach Satz 1 beginnt mit der Fest-
stellung der Vollständigkeit der eingereichten Unter-
lagen durch die Geschäftsstelle.
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(4)  1Für Anträge nach Absatz 1 werden Unterkommis-
sionen der Regionalkommission eingerichtet. 2Die 
Unterkommissionen werden aus Mitgliedern der 
Regionalkommission besetzt. 3Sie bestehen aus zwei 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und zwei 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber. 4Die Regional-
kommission kann eine Erhöhung auf jeweils drei 
Vertreter(innen) jeder Seite beschließen. 5Die Beset-
zung und das Verfahren regelt die Regionalkommis-
sion. 6Ein Mitglied der Unterkommission wird von 
den Mitgliedern dieser Unterkommission zum/zur 
Vorsitzenden, ein anderes Mitglied zum/zur stellver-
tretenden Vorsitzenden bestimmt. 7Die Anstellungs-
träger der Mitglieder der Unterkommission sollen 
nicht in einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis 
zur antragstellenden Einrichtung stehen. 8Die Mit-
glieder der Unterkommission führen Gespräche mit 
der betroffenen (Gesamt-) Mitarbeitervertretung und 
dem betroffenen Dienstgeber. 9Sie können Sachver-
ständige hinzuziehen.

(5)  Fasst die Unterkommission der Regionalkommis-
sion zu dem Antrag einen einstimmigen Beschluss 
oder einen Beschluss mit der Mehrheit von drei Vier-
tel der Mitglieder der Unterkommission oder wird 
der Antrag einstimmig oder mit drei Viertel der Mit-
glieder der Unterkommission abgelehnt, ist ihre Ent-
scheidung abschließend.

(6)  1Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der 
Regionalkommission nicht die erforderliche Mehr-
heit, stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder 
der Unterkommission zu, oder entscheidet die Un-
terkommission der Regionalkommission aus Grün-
den, die der Antragsteller nicht zu vertreten hat, 
nicht innerhalb von drei Monaten über den Antrag, 
kann der Antragsteller innerhalb eines Monats ein 
Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 einleiten. 2Die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses beendet das 
Verfahren vor der Unterkommission.

(7)  Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach 
dieser Bestimmung kann von dem betroffenen 
Dienstgeber eine Beratungsgebühr und/oder eine Be-
schlussgebühr erhoben werden; Grundlage ist eine 

Gebührenordnung, die der Caritasrat des Deutschen 
Caritasverbandes auf Antrag des/der Vorsitzenden 
der Bundeskommission erlässt.

(8)  1Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der 
Vermittlungsausschuss nach § 19 Abs. 1 tätig. 2Wer 
bereits gegen Entgelt als Sachverständiger in dem 
Verfahren in der Unterkommission im Sinne des 
Abs. 4 Satz 9 tätig war, kann nicht Mitglied des 
Vermittlungsausschusses sein. 3Dieser entscheidet 
abweichend von § 18 Abs. 4 durch Spruch mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder. 4Eine Stimmenthaltung 
ist nicht möglich. 5Der Spruch tritt an die Stelle ei-
nes Beschlusses der Unterkommission der Regional-
kommission. 6§ 18 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 
7Entscheidet der Vermittlungsausschuss nicht binnen 
eines Monats, wird die Fälligkeit der anzuwenden-
den Regelungen insoweit aufgeschoben, wie eine 
Abweichung im Vermittlungsverfahren beantragt 
wird. 8Die Obergrenze ist der ursprünglich gestellte 
Antrag.

(9)  Wird im Vermittlungsausschuss die Befangenheit 
eines Mitglieds des Vermittlungsausschusses fest-
gestellt, rückt das Mitglied der jeweiligen Seite aus 
dem erweiterten Vermittlungsausschuss nach.

§ 15 Ausschüsse

(1)  1Die Kommissionen können zur Behandlung be-
stimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 2Diese be-
reiten die Beschlüsse der Kommissionen vor.

(2)  Das Nähere regeln die Geschäftsordnungen der 
Kommissionen. 

§ 16 Beschlüsse

(1)  1Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen 
über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienst-
verhältnissen sowie Beschlüsse der Kommissionen 
nach § 9 Abs. 2 bedürfen jeweils einer Mehrheit von 
drei Viertel ihrer Mitglieder. 2Dies gilt nicht für Sprü-
che nach § 18 Abs. 7. 
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(2)  1Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen be-
dürfen der Mehrheit ihrer Mitglieder. 2Sonstige Be-
schlüsse sind auch Beschlüsse nach § 13 Abs. 6.

(3)  1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die ei-
ne mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse der Kommissionen durch schriftliche 
Stimmabgabe herbeigeführt werden. 2Sie bedürfen 
der Einstimmigkeit. 3Über die Einleitung des schrift-
lichen Verfahrens entscheidet der/die Vorsitzende der 
jeweiligen Kommission. 4Das Ergebnis der schrift-
lichen Stimmabgabe wird von der Geschäftsstelle 
festgestellt und den jeweiligen Kommissionsmitglie-
dern schriftlich mitgeteilt.

(4)  Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission fin-
det eine Beschlussfassung in geheimer Abstimmung 
statt.

§ 17 Ältestenrat

(1)  Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Vier-
tel der Mitglieder der Bundeskommission, stimmen 
jedoch mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder dem 
Beschluss zu, kann innerhalb von einem Monat min-
destens die Hälfte der Mitglieder der Bundeskom-
mission durch Antrag den Ältestenrat anrufen, der 
durch die Erarbeitung eines Vermittlungsvorschlages 
auf eine gütliche Einigung hinwirken soll. 

(2)  Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der 
Vorsitzenden der Bundeskommission, der/die dem 
Ältestenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der 
Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, die je-
weils von beiden Seiten der Bundeskommission be-
nannt werden, und dem/der Geschäftsführer(in). 

(3)  Die Regionalkommissionen können in ihren Ge-
schäftsordnungen ein entsprechendes Verfahren 
vorsehen.

§ 18 Vermittlungsverfahren

(1)  1Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach 
§ 17 Abs. 1 oder anstelle eines solchen Verfahrens 
kann mindestens die Hälfte der Mitglieder der Bun-
deskommission innerhalb von einem Monat durch 
Antrag den Vermittlungsausschuss zur Vorlage eines 
Vermittlungsvorschlags anrufen (Vermittlungsver-
fahren erste Stufe). 2Die Mitglieder der Bundeskom-
mission, die nicht für den Antrag gestimmt haben, 
haben die Möglichkeit, schriftlich Stellung zu neh-
men, sich zu positionieren, Gegenvorstellungen und 
eigene Forderungen einzubringen, soweit dies nicht 
bereits geschehen ist.

(2)  1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermitt-
lungsausschusses erfolgen durch die beiden Vorsit-
zenden. 2Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der 
beiden Vorsitzenden oder ihrer Stellvertreter(innen) 
statt. 3Für jedes Vermittlungsverfahren wird jeweils 
zu Beginn des Verfahrens einvernehmlich von den 
Mitgliedern festgelegt, welche(r) der beiden Vor-
sitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem Ermes-
sen leitet und welche(r) unterstützend teilnimmt. 
4Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung 
zustande, entscheidet das Los. 5Der/Die leitende Vor-
sitzende kann im Benehmen mit dem/der weiteren 
Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen.

(3)  1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss nach Beratungen einen gemeinsa-
men Vorschlag. 2Bei der Abstimmung über diesen 
Vorschlag haben die beiden Vorsitzenden eine ein-
zige gemeinsame Stimme. 3Auch andere Mitglieder 
des Vermittlungsausschusses können Vorschläge un-
terbreiten. 4Werden sie zur Abstimmung gestellt, gilt 
Satz 2 entsprechend.

(4)  1Das Vermittlungsverfahren erster Stufe wird durch 
den Vermittlungsausschuss mit einem Vermittlungs-
vorschlag oder mit der Feststellung abgeschlos-
sen, keinen Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu 
können. 2Einem Vermittlungsvorschlag muss die 
Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses zustimmen. 3Der Vermitt-
lungsausschuss legt den Vermittlungsvorschlag der 
jeweiligen Kommission zur Entscheidung vor. 4Wird 
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dem Vermittlungsvorschlag nicht zugestimmt, bleibt 
es bei der bisherigen Rechtslage.

(5)  1Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsver-
fahren erster Stufe nach Absatz 1 kann mindestens 
die Hälfte der Mitglieder der Bundeskommission 
durch Antrag den erweiterten Vermittlungsausschuss 
anrufen (Vermittlungsverfahren zweite Stufe). 2Die 
Mitglieder der Bundeskommission, die nicht für 
den Antrag gestimmt haben, haben die Möglichkeit, 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, 
Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzu-
bringen, soweit dies nicht bereits geschehen ist. 

(6)  Für das Vermittlungsverfahren zweiter Stufe gelten 
die Absätze 2 und 3 entsprechend.

(7)  1Der erweiterte Vermittlungsausschuss hat durch 
Spruch zu entscheiden. 2Der Spruch hat eine Re-
gelung zu enthalten. 3Der erweiterte Vermittlungs-
ausschuss entscheidet mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder. 4Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 
5Stellen die Vorsitzenden im Vermittlungsverfahren 
zweiter Stufe fest, dass sie sich nicht einigen können, 
kann auf Antrag eines Mitglieds des erweiterten Ver-
mittlungsausschusses einschließlich der Vorsitzen-
den durch Losverfahren bestimmt werden, welcher/
welche der beiden Vorsitzenden bei der Abstimmung 
über den Vorschlag das Stimmrecht ausübt. 6Erhält 
der Vorschlag in der Abstimmung die erforderliche 
Mehrheit, wird er zum Spruch des erweiterten Ver-
mittlungsausschusses. 7Der Spruch tritt an die Stelle 
eines Beschlusses der Bundeskommission. 8Die Vor-
sitzenden teilen das Ergebnis zeitnah der jeweiligen 
Kommission mit.

(8)  1Die Bundeskommission kann innerhalb eines Mo-
nats nach der Bekanntgabe den Spruch des Vermitt-
lungsausschusses mit der Mehrheit ihrer Mitglieder 
durch einen eigenen Beschluss ersetzen. 2Erst nach 
Ablauf dieser Frist ist der Spruch des erweiterten 
Vermittlungsausschusses nach § 21 in Kraft zu set-
zen.

(9)  Für die Regionalkommissionen gilt § 18 entspre-
chend. 

(10) Der Vermittlungsvorschlag oder der Spruch eines
       Vermittlungsausschusses einer Kommission haben
     die örtlichen und sachlichen Regelungszuständig
    keiten ihrer jeweiligen Kommission nach § 13 
         einzuhalten.

§ 19 Vermittlungsausschuss

(1) 1Der Vermittlungsausschuss nach § 18 Abs. 1 setzt 
sich unter Wahrung der Parität zusammen aus je ei-
nem/einer Vorsitzenden der beiden Seiten, der/die 
nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission 
ist, je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und der 
Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie je 
einem Mitglied der Mitarbeiterseite und Dienstge-
berseite, das nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist. 2Der/Die Vorsitzende der beiden 
Seiten haben jeweils eine(n) Stellvertreter(in), der/
die bei Verhinderung des/der Vorsitzenden tätig wird.

(2)  1Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 18 
Abs. 5 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des 
Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus 
je einem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und 
der Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie 
je einem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und 
der Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der Arbeits-
rechtlichen Kommission ist.

(3) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses und 
des erweiterten Vermittlungsausschusses werden 
zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der Arbeits-
rechtlichen Kommission gewählt. 2Die beiden Vor-
sitzenden des Vermittlungsausschusses und ihre 
Stellvertreter(innen) werden in einem gemeinsamen 
Wahlgang durch geheime Abstimmung von den Mit-
gliedern der Bundeskommission mit der Mehrheit 
ihrer Mitglieder gewählt; die Wahl wird von der 
Kommissionsgeschäftsstelle vorbereitet und durch-
geführt. 3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen 
diese Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten Wahl-
gang die einfache Mehrheit der Stimmen. 4Wird auch 
diese nicht erreicht, wählen die Dienstgeber- und die 
Mitarbeiterseite getrennt je eine/n Vorsitzende/n mit 
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mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 5Die übri-
gen Mitglieder des Vermittlungsausschusses werden 
jeweils von den beiden Seiten der Bundeskommissi-
on mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. 

(4)  1Die Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses dür-
fen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein oder keinem vertretungsberechtigten Leitungs-
organ eines kirchlichen Rechtsträgers angehören, der 
in den Geltungsbereich der Kommission fällt. 2Sie 
sollen der katholischen Kirche angehören und über 
fundierte Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeits-
recht verfügen. 3Sie dürfen nicht in der Ausübung 
der allen Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte 
behindert sein und müssen die Gewähr dafür bieten, 
dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl ein-
treten. 

(5)  1Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses einschließlich der Vorsitzenden und ihrer 
Stellvertreter beginnt mit ihrer Wahl und endet mit 
dem Ablauf der Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen 
Kommission gemäß § 1 Abs. 7. 2Wiederwahl ist zu-
lässig. 3Die Amtszeit eines Mitglieds endet vorzeitig, 
wenn es von seinem Amt im Vermittlungsausschuss 
zurücktritt, wenn es als Mitglied der Bundeskommis-
sion vorzeitig aus der Bundeskommission ausschei-
det oder wenn es dauerhaft krankheitsbedingt oder 
aus anderen Gründen an der Wahrnehmung des Am-
tes verhindert ist. 4Die dauerhafte Verhinderung ist 
durch den/die Vorsitzende/n der Arbeitsrechtlichen 
Kommission festzustellen. 5Dann findet für den Rest 
der Amtszeit eine erneute Wahl statt.

(6)  1Eine Stimmrechtsübertragung ist für Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende(r) 
oder Stellvertreter(in) sind, möglich. 2Ein Mitglied 
des Vermittlungsausschusses kann zusätzlich nicht 
mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die 
Übertragung des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle 
in Textform nachzuweisen.

(7)  1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind 
nur an ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. 
2Dies gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(8)  1Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermitt-
lungsausschusses, die nicht Mitglieder der Arbeits-
rechtlichen Kommission sind, erhalten eine ange-
messene Aufwandsentschädigung, deren Höhe der/
die Vorsitzende der Bundeskommission festlegt.

(9)  1Für die Regionalkommissionen gilt § 19 entspre-
chend. 

§ 20 Ergänzende Vermittlungsverfahren

Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungs-
verfahren in ihren Geschäftsordnungen festlegen oder 
für den Einzelfall beschließen.

§ 21 Inkrafttreten der Beschlüsse

(1)  1Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) 
sind durch die Kommissionsgeschäftsstelle dem/der 
jeweiligen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr 
zu unterzeichnen.

(2)  1Beschlüsse der Bundeskommission werden danach 
von der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission allen (Erz-)Diözesen zur Inkraftsetzung 
zugeleitet. 2Beschlüsse der Regionalkommissionen 
werden von der Geschäftsführung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission nur denjenigen (Erz-)Diözesen 
zur Inkraftsetzung zugeleitet, die von dem Inhalt des 
Beschlusses regional erfasst werden (vgl. § 13 Abs. 
2 AK-Ordnung). 3Diese Beschlüsse sind stets schrift-
lich zu erläutern. 

(3)  1Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on (Bundeskommission bzw. Regionalkommissio-
nen) in Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen 
kirchenrechtliche Normen oder gegen Vorgaben der 
katholischen Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so 
legt er innerhalb von 6 Wochen nach Zugang des 
Beschlusses unter Angabe der Gründe bei der Ge-
schäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
Einspruch ein. 2Dabei können Gegenvorschläge un-
terbreitet werden. 
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(4)  Wird bis zum Ablauf einer Frist von sechs Wochen 
nach Zugang des Beschlusses bei der (Erz-)Diöze-
se kein Einspruch erhoben, sind die Beschlüsse vom 
Diözesanbischof in Kraft zu setzen und im Amtsblatt 
der (Erz-)Diözese zu veröffentlichen.

(5)  1Im Falle eines Einspruchs berät die Arbeitsrechtli-
che Kommission (Bundeskommission bzw. Regi-
onalkommissionen) die Angelegenheit nochmals. 
2Fasst sie einen neuen Beschluss oder bestätigt sie 
ihren bisherigen Beschluss, so leitet sie diesen dem 
Diözesanbischof zur Inkraftsetzung zu. 

(6)  1Sieht sich ein Diözesanbischof weiterhin nicht in der 
Lage, den bestätigten oder geänderten Beschluss der 
Arbeitsrechtlichen Kommission (Bundeskommissi-
on bzw. Regionalkommissionen) in Kraft zu setzen, 
so gilt er in der entsprechenden (Erz-)Diözese nicht. 
2Stimmt der Diözesanbischof dem bestätigten oder 
geänderten Beschluss zu, wird der Beschluss zeitnah 
in Kraft gesetzt und alsbald in den diözesanen Amts-
blättern veröffentlicht. 

(7)  Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen zu-
sätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 
veröffentlicht werden.

§ 22 Kostenersatz

(1)  Die Kosten der Arbeitsrechtlichen Kommission wer-
den vom Deutschen Caritasverband aus Mitglieds-
beiträgen, die im Rahmen einer Umlage der Diöze-
san-Caritasverbände und des Landes-Caritasverban-
des für Oldenburg erhoben werden, getragen.

(2) Zu den Kosten gehören insbesondere

 - die Kosten für die durch eine Freistellung 
  eines Vertreters/einer Vertreterin der Mitarbei-
  ter(innen) dem jeweiligen Anstellungsträger ent-
  stehenden Personalkosten und für die durch eine
  Erstattung für eine(n) Vertreter(in) der Dienst-
  geber entstehenden pauschalierten Personal-
  kosten;

 -   die Kosten aller Sitzungen der Arbeitsrechtlichen 
Kommission und ihrer Ausschüsse, der Ältesten-
räte sowie der Vermittlungsausschüsse;

 -  die Reisekosten (Fahrt, Unterkunft und Verpfle-
gung sowie Sachkosten) der Mitglieder dieser 
Gremien anlässlich ihrer Sitzungen sowie ande-
rer Tätigkeiten für die Arbeitsrechtliche Kom-
mission;

 -  die Kosten der Geschäftsstellen der Mitarbeiter-
seite und der Dienstgeberseite sowie der Kom-
missionsgeschäftsstelle mit den jeweiligen Per-
sonal- und Sachkosten;

 -      die einem/einer Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
als Mitglied der Kommission entstehenden not-
wendigen Sachkosten;

 -   die Kosten für Schulungsveranstaltungen, soweit 
diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in 
der Kommission erforderlich sind;

 -   die für die Durchführung des Verfahrens vor den 
kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen Ausla-
gen der Verfahrensbeteiligten;

 -   weitere notwendige Kosten, die die Arbeitsrecht-
liche Kommission, die Mitarbeiter- oder Dienst-
geberseite nach anderen Vorschriften zu tragen 
hat,

-    die Kosten der zentralen Schlichtungsstelle.

(3)  Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Lan-
des-Caritasverband für Oldenburg anfallenden Mit-
gliedsbeiträge für die Kosten der Arbeitsrechtlichen 
Kommission werden von jedem Verband in einem 
geeigneten Verfahren auf die Mitglieder des jeweili-
gen Verbandsbereichs umgelegt.

(4)  Die durch die Entsendung von Vertreter(inne)n der 
Gewerkschaften anfallenden Personal- und Sachkos-
ten trägt die jeweilige Gewerkschaft.



232 |  KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 8/2015

§ 23 Budgetausschuss

1Es wird ein Budgetausschuss gebildet. 2Ihm gehören 
mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission an. 3Der Budgetausschuss bewertet die 
tatsächliche Verwendung der Finanzmittel und erarbei-
tet Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen 
Caritasverbandes über die Höhe des Budgets, das die 
Delegiertenversammlung auf Empfehlung des Vorstan-
des festlegt. 4Das Nähere regelt eine vom Vorstand des 
Deutschen Caritasverbandes erlassene Ordnung.

§ 24 Schlussbestimmungen

1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 2Für 
die laufende Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bis 31. Dezember 2016 gilt die Ordnung in der 
Fassung vom 1. Januar 2014.

Vorstehende Ordnung setze ich hiermit mit Wirkung 
vom 01.01.2016 in Kraft. 

Hildesheim, den 18.11.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Wahlordnung der Mitarbeiterseite
gemäß § 4 Abs. 4 der Ordnung 

der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 4 Abs. 4 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen

Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl der Ver-
treter(innen) der Mitarbeiter(innen) in den Regi-
onalkommissionen und in der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) 
in den Regionalkommissionen und in der Bundes-
kommission leitet ein Vorbereitungsausschuss (Aus-
schuss), der aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird 
von den Mitgliedern der Mitarbeiterseite in der 
Bundeskommission gewählt. 3Die Mitglieder des 
Ausschusses müssen die Voraussetzungen des § 4 
Abs. 3 AK-Ordnung erfüllen. 4Sie dürfen weder für 
die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren noch 
einer Wahlversammlung oder einem Wahlvorstand 
angehören. 5Auf die Mitglieder des Ausschusses fin-
det § 11 Abs. 8 AK-Ordnung bis einschließlich sechs 
Monate nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ent-
sprechende Anwendung.

(2)  Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens neun 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen nach 
seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusammen. 
2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt 
fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den einzel-
nen (Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk Ol-
denburg durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die 
Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-Caritas-
verbandes und des Landes-Caritasverbandes für Ol-
denburg oder die diözesane Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zuständigkeit 
im jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung 
festgelegt ist, auf, unverzüglich einen Wahlvorstand 
zu bilden. 4Besteht zu diesem Zeitpunkt keine Mitar-
beitervertretung, so ist unverzüglich eine Mitarbei-
terversammlung einzuberufen, die den Wahlvorstand 
bildet.
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(4)  Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

(5)  Der Ausschuss übernimmt zudem die Aufgaben nach 
der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der Ge-
werkschaften. 

§ 3 Wahlvorstand

(1) 1Die Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-
Caritasverbandes und des Landes-Caritasverbandes 
für Oldenburg oder die diözesane Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zu-
ständigkeit im jeweiligen Bistum durch bischöfliche 
Regelung festgelegt ist, bildet für ihren Bereich ei-
nen Wahlvorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern 
besteht und der sich bis spätestens sechs Monate 
vor Ablauf der Amtsperiode konstituieren muss. 
2Die Mitglieder müssen die Voraussetzungen des § 
4 Abs. 3 AK-Ordnung erfüllen. 3Sie dürfen weder 
für die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren 
noch dem Vorbereitungsausschuss angehören. 4Auf 
die Mitglieder des Wahlvorstandes findet § 11 Abs. 
8 AK-Ordnung bis einschließlich sechs Monate nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechende 
Anwendung.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Mitarbeiter-
vertretungen in Einrichtungen, die auf dem Gebiet 
des (Erz-)Bistums liegen und die in den Geltungsbe-
reich der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-
richtungen des Deutschen Caritasverbandes fallen

 (§ 2 Abs. 1 AT AVR). 2Dazu gehören auch die Mit-
arbeitervertretungen von Kirchengemeinden/-stif-
tungen, wenn in ihren Bereich eine Einrichtung fällt, 
deren Mitarbeiter(innen) unter den Geltungsbereich 
der Richtlinien fallen. 3Nur die in der Liste aufge-
führten Mitarbeitervertretungen nehmen an der Wahl 
teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Mitarbeitervertretun-
gen spätestens sechs Wochen nach seiner Konstituie-
rung Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Mitarbei-
tervertretungen, die keine Wahlbenachrichtigung bis 
spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtsperiode 

erhalten haben, können gegen die Nichteintragung in 
der Aufstellung innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen Einspruch einlegen. 3Der Wahlvor-
stand entscheidet über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Mitarbeitervertretun-
gen auf, innerhalb einer festgelegten Frist schriftli-
che Wahlvorschläge jeweils für die Wahl des Ver-
treters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der 
jeweiligen Regionalkommission und für die Wahl 
des Vertreters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) 
in der Bundeskommission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahldurch-
gang muss enthalten: 

 a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin; 

 b) den Namen der Einrichtung; 

 c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
      dass er/sie der Benennung zustimmt; 

 d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
  dass er/sie das passive Wahlrecht gemäß der Mit-

arbeitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)
Bistums besitzt; 

 e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
  dass er/sie am Wahltag alle Wählbarkeitsvoraus-
  setzungen erfüllt;

 f) die Unterschrift des/der Vorsitzenden oder eines 
  Mitglieds der Mitarbeitervertretung.

(6)  Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlags gegenüber dem/der Vorge-
schlagenen und dem/der Vorschlagenden.

(7)  1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegan-
genen Wahlvorschläge Kandidat(inn)enlisten für 
die jeweilige Wahl. 2Sie enthält die Namen der 
Wahlbewerber(innen) in alphabetischer Reihenfolge 
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und die Namen der Einrichtungen. 3Dieselbe Person 
kann für eine Amtsperiode nur in einer Diözese kan-
didieren.

§ 4 Durchführung der Wahlen

(1)  1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 
Wahlordnung wahlberechtigten Mitarbeitervertre-
tungen auffordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur di-
özesanen Wahlversammlung zu entsenden. 2Die diö-
zesane Wahlversammlung wählt die Vertreter(innen) 
in der jeweiligen Regionalkommission sowie den/
die Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der Bun-
deskommission und tritt spätestens zwei Monate vor 
dem Ende der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahl-
vorstand leitet die Wahlversammlung. 4Die Einla-
dung und die Kandidat(inn)enlisten müssen mindes-
tens zwei Wochen vorher abgesandt werden.

(2)  Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den Ter-
min der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)
enlisten mindestens zwei Wochen vorher an die 
Kandidat(inn)en absenden.

(3) 1Für die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbei-
 ter(innen) in der jeweiligen Regionalkommission 

jedes (Erz-)Bistums sowie im Offizialatsbezirk Ol-
denburg und für die Wahl des Vertreters/der Vertrete-
rin der Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission 
erstellt der Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)
enlisten jeweils die Stimmzettel, die die Namen in al-
phabetischer Reihenfolge enthalten. 2Die Listen sind 
getrennt zu erstellen für eine Wahl des Vertreters/
der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der Bun-
deskommission, der/die gleichzeitig als Vertreter(in) 
der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regional-
kommission gewählt wird, und für eine Wahl eines 
weiteren Vertreters/einer weiteren Vertreterin der 
Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regionalkom-
mission, in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rot-
tenburg-Stuttgart der zwei weiteren Vertreter(innen).

(4)  Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5)  1Es finden geheime Wahlen statt. 2Bemerkungen und 
Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das An-
kreuzen von mehreren Namen machen diesen un-
gültig. 3Abweichend zu Satz 1 können bei der Wahl 
für die Mitglieder der Regionalkommission aus den 
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
bis zu zwei Kandidat(inn)en angekreuzt werden. 
4Der Wahlvorstand nimmt die Auszählung vor und 
gibt das Wahlergebnis bekannt. 

(6) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) der Mitarbei-
 ter(innen) in der Bundeskommission ist der/die 

Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen erhal-
ten hat. 2Er/Sie ist gleichzeitig als Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regionalkom-
mission gewählt. 3Gewählt als der/die Vertreter(in) 
ausschließlich in der jeweiligen Regionalkommis-
sion ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten 
Stimmen erhalten hat; abweichend davon sind in den 
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
die zwei Kandidat(inn)en gewählt, die die meisten 
Stimmen erhalten haben. 

(7)  1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 
2Besteht auch danach Stimmengleichheit, entschei-
det das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahlen

1Der Wahlvorstand teilt die Ergebnisse der Wahlen in 
dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
unverzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll 
für die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des 
(Erz-)Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das 
Ergebnis der gesamten Wahlen durch Veröffentlichung 
in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahlen

(1) 1Jede wahlberechtigte Mitarbeitervertretung und 
jede(r) Wahlbewerber(in) hat das Recht, die Wahl 
wegen eines Verstoßes gegen geltendes Recht inner-
halb einer Frist von zwei Wochen nach Bekanntga-
be des Wahlergebnisses in der Verbandszeitschrift 
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„neue caritas“ anzufechten. 2Die Anfechtung ist ge-
genüber dem zuständigen Wahlvorstand schriftlich 
zu erklären. 

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahl-
anfechtung und teilt die Entscheidung der Person 
oder den Personen schriftlich mit, die die Wahl an-
gefochten hat  oder haben. 2Er informiert den/die 
Betroffene(n) und den Ausschuss schriftlich über 
die Anfechtung und die Entscheidung. 3Unzulässi-
ge und/oder unbegründete Anfechtungen weist der 
Wahlvorstand zurück. 4Stellt er fest, dass gegen we-
sentliche Vorschriften des Wahlrechts, der Wählbar-
keit oder des Wahlverfahrens verstoßen wurde und 
dadurch das Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so 
erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem Falle ist 
die Wahl unverzüglich zu wiederholen. 5Im Falle ei-
ner sonstigen begründeten Wahlanfechtung berich-
tigt er den durch Verstoß verursachten Fehler. 6Die 
Entscheidung über eine Wahlwiederholung wird in 
der Verbandszeitschrift neue caritas veröffentlicht. 

(3)  Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeits-
gericht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wo-
chen nach Bekanntgabe der Entscheidung des Wahl-
vorstandes zulässig.

(4) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die Be-
troffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl 
lässt die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die 
Regionalkommissionen und durch die Bundeskom-
mission getroffenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) als Mitglied einer Regionalkom-
mission aus, so wählt die Mitarbeiterseite in der 
jeweiligen Regionalkommission für den Rest der 
Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag der 
jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mit-
arbeitervertretungen. 2Ist in einem (Erz-)Bistum eine 

diözesane Arbeitsgemeinschaft nicht gebildet, tritt 
an ihre Stelle die Mitarbeitervertretung beim Diöze-
san-Caritasverband.

(2)  1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
als Mitglied der Bundeskommission aus, so wählt 
die Mitarbeiterseite in der Bundeskommission für 
den Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied auf 
Vorschlag der jeweiligen diözesanen Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen. 2War der/die aus-
geschiedene Vertreter(in) Mitglied des Leitungsaus-
schusses, so kann das neu zu bestellende Mitglied im 
Leitungsausschuss ein anderes sein als das neu in die 
Bundeskommission berufene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl

1Die durch die Arbeit des Vorbereitungsausschusses 
verursachten Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 
2Die entsprechenden Kosten eines Wahlvorstandes 
übernehmen der jeweilige Diözesan-Caritasverband 
und der Landes-Caritasverband für Oldenburg. 3Die 
Reisekosten der Mitglieder der Wahlversammlung und 
der Kandidat(inn)en werden von der Einrichtung getra-
gen, in der der/die betreffende Mitarbeiter(in) tätig ist.

Vorstehende Ordnung setze ich hiermit mit Wirkung 
vom 01.01.2016 in Kraft. 

Hildesheim, den 18.11.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim
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Wahlordnung der Dienstgeberseite 
gemäß § 6 Abs. 6 der Ordnung 

der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 6 Abs. 6 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen
Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl und die 
Bestimmung der Vertreter(innen) der Dienstgeber in den
Regionalkommissionen und in der Bundeskommission
der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1)  1Die Wahl der Vertreter(innen) der Dienstgeber in der 
Bundeskommission und in den Regionalkommissio-
nen leitet ein Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), 
der aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den 
Mitgliedern der Dienstgeberseite in der Bundeskom-
mission gewählt. 3Die Mitglieder des Ausschusses 
dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kommission 
kandidieren noch einer Wahlversammlung oder ei-
nem Wahlvorstand angehören.

(2)  Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens neun 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3)  1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen nach 
seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusammen. 
2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt 
fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den einzel-
nen (Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk Ol-
denburg durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die 
jeweiligen Diözesan-Caritasverbände und den Lan-
des-Caritasverband für Oldenburg auf, unverzüglich 
einen Wahlvorstand zu bilden.

(4)  Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand

(1)  1Jeder Diözesan-Caritasverband und der Landes-Ca-
ritasverband für Oldenburg bildet für seinen Bereich 
einen Wahlvorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern 
besteht und der sich bis spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die 
Mitglieder dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlversamm-
lung oder dem Vorbereitungsausschuss angehören.

(2)  1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechts-
träger, die mit ihrer/ihren Einrichtung(en) Mitglied 
im jeweiligen Diözesan-Caritasverband oder im 
Landes-Caritasverband für Oldenburg sind und die 
in den Geltungsbereich der Richtlinien für Arbeits-
verträge in den Einrichtungen des Deutschen Cari-
tasverbandes fallen (§ 2 Abs. 1 AT AVR). 2Nur die in 
der Liste aufgeführten Rechtsträger nehmen an der 
Wahl teil.

(3)  1Der Wahlvorstand soll an diese Rechtsträger spä-
testens sechs Wochen nach seiner Konstituierung 
Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Rechtsträger, 
die keine Wahlbenachrichtigung bis spätestens vier 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode erhalten haben, 
können gegen die Nichteintragung in der Aufstellung 
innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
Einspruch einlegen. 3Der Wahlvorstand entscheidet 
über den Einspruch.

(4)  Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, in-
nerhalb einer festgelegten Frist schriftliche Wahl-
vorschläge jeweils für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Dienstgeber in der jeweiligen Regio-
nalkommission abzugeben.

(5)  Der Wahlvorschlag muss enthalten:

 a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;

 b) den Namen des Rechtsträgers und die ausgeübte 
Tätigkeit;

 c)  die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin,
   dass er/sie der Benennung zustimmt; 
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 d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
dass er/sie Mitglied eines Organs eines kirchli-
chen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen 
Caritasverbandes ist, das zur gesetzlichen Vertre-
tung berufen ist, oder leitende(r) Mitarbeiter(in) 
eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers nach 
der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweili-
gen (Erz-) Bistums ist;

 e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
dass er/sie am Wahltag alle Wählbarkeitsvoraus-
setzungen erfüllt;

 f) die Unterschrift der gesetzlichen Vertretung des 
Rechtsträgers.

(6)  Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorge-
schlagenen und dem/der Vorschlagenden.

(7)  1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegan-
genen Wahlvorschläge eine Kandidat(inn)en-
liste für die Wahl. 2Sie enthält die Namen der 
Wahlbewerber(innen) in alphabetischer Reihenfolge, 
die Namen der Träger und die ausgeübten Tätigkei-
ten. 3Dieselbe Person kann für eine Amtsperiode nur 
in einer Diözese kandidieren.

§ 4 Durchführung der Wahlen für die 
Regionalkommissionen

(1)  1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 
Wahlordnung wahlberechtigten Rechtsträger auf-
fordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur diözesanen 
Wahlversammlung zu entsenden. 2Die diözesane 
Wahlversammlung wählt den/die Vertreter(in) der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommissi-
on und tritt spätestens zwei Monate vor dem Ende 
der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahlvorstand lei-
tet die Wahlversammlung. 4Die Einladung und die 

Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei Wo-
chen vorher abgesandt werden.

(2)  Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den 
 Termin der Wahlversammlung und die Kandi-
 dat(inn)enliste mindestens zwei Wochen vorher an 

die Kandidat(inn)en absenden.

(3)  Für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin 
 der Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkom-
 mission erstellt der Wahlvorstand anhand der 

Kandidat(inn)enliste jeweils die Stimmzettel, die die 
Namen in alphabetischer Reihenfolge enthalten. 

(4)  Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5)  1Es findet eine geheime Wahl statt. 2Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das 
Ankreuzen von mehreren Namen machen diesen un-
gültig. 3Abweichend von Satz 2 können bei der Wahl 
der Mitglieder der Regionalkommission aus den 
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
bis zu zwei Kandidaten angekreuzt werden. 4Der 
Wahlvorstand nimmt die Auszählung vor und gibt 
das Wahlergebnis gegenüber dem Vorbereitungsaus-
schuss bekannt.

(6)  Gewählt als Vertreter(in) der Dienstgeber in der jewei-
ligen Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), 
der/die die meisten Stimmen erhalten hat, abwei-
chend davon sind in den (Erz-) Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben.

(7)  1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 
2Besteht auch danach Stimmengleichheit, entschei-
det das Los.

§ 5 Durchführung der Wahl für die 
Bundeskommission

(1)  1Die 28 Vertreter(innen) der Dienstgeberseite in der 
Bundeskommission werden durch die nach § 4 dieser 
Wahlordnung gewählten und bestimmten Mitglieder 
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der Dienstgeberseite in den Regionalkommissio-
nen gewählt; nicht wahlberechtigt sind die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite der jeweiligen 
Regionalkommissionen nach § 6 Abs. 5 AK-Ord-
nung. 2Zu diesem Zweck findet nach der Wahl der 
Mitglieder der Regionalkommissionen eine gemein-
same Wahlversammlung dieser Mitglieder (Bundes-
wahlversammlung) statt. 

(2)  1Die Bundeswahlversammlung wird durch den Aus-
schuss nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 
2Er kann dabei durch die Geschäftsstelle der Dienst-
geberseite unterstützt werden. 3Der Ausschuss for-
dert die gewählten und bestimmten Mitglieder der 
Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen un-
verzüglich nach den Wahlen in die Regionalkommis-
sionen auf, Kandidat(inn)en für die Bundeskommis-
sion innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Wochen 
in Textform zu benennen. 4Zugleich setzt er einen 
Termin für die Bundeswahlversammlung und lädt 
mit einer Frist von drei Wochen dazu ein. 5Die Bun-
deswahlversammlung muss spätestens einen Monat 
vor dem Ende der Amtsperiode stattfinden.

(3) 1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enlis-
te für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) 
Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Bundeswahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen.

(4) 1Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung. 2Von 
den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müssen 
14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkom-
mission sein; jede Regionalkommission muss dabei 
mit mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 3Die 
verbleibenden 14 Mitglieder können die Gliederun-
gen und Fachverbände, die Orden und Träger stellen.

(5) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) in der Bundeskom-
mission ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten 
Stimmen erhalten hat. 2Bei Stimmengleichheit findet 
zwischen den stimmengleichen Kandidat(inn)en ei-
ne Stichwahl statt. 3Besteht auch danach Stimmen-
gleichheit, entscheidet das Los.

§ 6 Durchführung der Wahlen für die 
weiteren Mitglieder

(1)  Gemäß § 6 Abs. 5 AK-Ordnung werden für die nach 
§ 5 AK-Ordnung entsandten Vertreter(innen) der Ge-
werkschaften in der Bundes- und in den Regional-
kommissionen weitere Mitglieder der Dienstgeber-
seite in die entsprechenden Bundes- oder Regional-
kommissionen gewählt.

(2)  Die Wahlen erfolgen zur Wahrung der Parität, wenn 
und in dem Umfang, in dem Gewerkschaften nach 

 § 4 der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften Sitze in der Bundes- oder den jewei-
ligen Regionalkommissionen in Anspruch nehmen.

(3)  1In den Regionalkommissionen werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeber-
seite der jeweiligen Regionalkommissionen gewählt. 
2Zu diesem Zweck findet vor der Konstituierung der 
jeweiligen Regionalkommissionen eine gemeinsame 
Wahlversammlung dieser Mitglieder statt.

(4) 1Die Wahlversammlung der Regionalkommissionen 
wird durch die Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
durchgeführt. 2Die Geschäftsstelle fordert die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstge-
berseite in den Regionalkommissionen auf, weite-
re Kandidat(inn)en für die weiteren Mitglieder der 
Dienstgeberseite der Regionalkommission innerhalb 
einer Ausschlussfrist von drei Wochen in Textform 
zu benennen. 4Zugleich setzt sie einen Termin für die 
Wahlversammlung und lädt mit einer Frist von drei 
Wochen dazu ein.

(5)  1Die Geschäftsstelle erstellt eine Kandidat(inn)en-
liste für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) 
Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahlver-
sammlung vor der Wahl vorzustellen. 3Die Wahlen 
erfolgen in geheimer Abstimmung. 4Gewählt als 
weitere/n Vertreter(in) in der Regionalkommission 
ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen 
erhalten hat. 5Bei Stimmengleichheit findet zwischen 
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den stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, 
entscheidet das Los.

(6)  1In der Bundeskommission werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstge-
berseite der Regionalkommissionen gewählt; nicht 
wahlberechtigt sind die weiteren Vertreter(innen) 
der Dienstgeberseite der jeweiligen Regionalkom-
missionen nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung. 2Zu diesem 
Zweck findet vor der Konstituierung der Bundes-
kommissionen eine gemeinsame Wahlversammlung 
dieser Mitglieder statt. Diese Wahlversammlung 
kann zeitgleich mit der Bundeswahlversammlung 
nach § 5 dieser Wahlordnung stattfinden. 

(7)  1Die Wahlversammlung wird durch den Ausschuss 
nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 2Er kann 
dabei durch die Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
unterstützt werden. 3Der Ausschuss fordert die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstge-
berseite in den Regionalkommissionen auf, weitere 
Kandidat(inn)en für die Bundeskommission inner-
halb einer Ausschlussfrist von drei Wochen in Text-
form zu benennen. 4Zugleich setzt er einen Termin 
für die Wahlversammlung und lädt mit einer Frist 
von drei Wochen dazu ein. 

(8)  1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enlis-
te für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) 
Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahlver-
sammlung vor der Wahl vorzustellen. 3Die Wahlen 
erfolgen in geheimer Abstimmung. 4Gewählt als 
weitere/n Vertreter(in) in der Bundeskommission ist 
der/die Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen 
erhalten hat. 5Bei Stimmengleichheit findet zwischen 
den stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, 
entscheidet das Los.

(9)  Beenden Gewerkschaften während einer Amtsperi-
ode die Mitgliedschaft in der Bundes- oder in einer 
Regionalkommission nach § 6 Abs. 3 Entsendeord-

nung Gewerkschaften, endet die Mitgliedschaft der 
weiteren Vertreter(innen) in dieser Kommission. 

§ 7 Ergebnis der Wahl

1Der Wahlvorstand teilt das Ergebnis der Wahl in dem 
(Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg unver-
züglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll für 
die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des (Erz-)
Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Ergebnis
der gesamten Wahl durch Veröffentlichung in der Ver-
bandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 8 Anfechtung der Wahl

(1)  1Jede(r) Wahlberechtigte und jede(r) Wahlbe-
 werber(in) hat das Recht, die Wahl wegen eines Ver-

stoßes gegen geltendes Recht innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ anzu-
fechten. 2Die Anfechtung ist gegenüber dem zustän-
digen Wahlvorstand schriftlich zu erklären. 

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahl-
anfechtung und teilt die Entscheidung der Person 
oder den Personen schriftlich mit, die die Wahl an-
gefochten hat oder haben. 2Er informiert den/die 
Betroffene(n) und den Ausschuss schriftlich über 
die Anfechtung und die Entscheidung. 3Unzulässi-
ge und/oder unbegründete Anfechtungen weist der 
Wahlvorstand zurück. 4Stellt er fest, dass gegen we-
sentliche Vorschriften des Wahlrechts, der Wählbar-
keit oder des Wahlverfahrens verstoßen wurde und 
dadurch das Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so 
erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem Falle ist 
die Wahl unverzüglich zu wiederholen. 5Im Falle ei-
ner sonstigen begründeten Wahlanfechtung berich-
tigt er den durch Verstoß verursachten Fehler. 6Die 
Entscheidung über eine Wahlwiederholung wird in 
der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröffentlicht. 
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(3)  Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeits-
gericht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wo-
chen nach Bekanntgabe der Entscheidung des Wahl-
vorstandes zulässig.

(4)  1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die 
Betroffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl 
lässt die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die 
Regionalkommissionen und durch die Bundeskom-
mission getroffenen Entscheidungen unberührt.

§ 9 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1)  1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Dienst-
geber als Mitglied einer Regionalkommission nach § 
6 Abs. 1 AK-Ordnung aus, so bestimmt die Dienst-
geberseite in der jeweiligen Regionalkommission für 
den Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied. 2Schei-
det ein(e) nach § 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimmte(r) 
Vertreter(in) als Mitglied einer Regionalkommission 
aus, dann benennt das entsendende Gremium ein 
neues Mitglied.

(2)  1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
Mitglied der Bundeskommission nach § 6 Abs. 3 
AK-Ordnung aus, so bestimmt die Dienstgeberseite 
in der Bundeskommission für den Rest der Amtspe-
riode ein neues Mitglied. 2War der/die ausgeschie-
dene Vertreter(in) Mitglied des Leitungsausschusses 
der Bundeskommission, so kann das neu zu bestel-
lende Mitglied im Leitungsausschuss ein anderes 
sein als das neu in die Bundeskommission berufene 
Mitglied.

(3)  1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
weiteres Mitglied der Bundes- oder einer Regional-
kommission nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung aus, so 
bestimmt die Dienstgeberseite in der Bundes- oder 
der jeweiligen Regionalkommission für den Rest der 
Amtsperiode ein neues Mitglied. 2War der/die aus-
geschiedene Vertreter(in) Mitglied des Leitungsaus-
schusses der Bundeskommission, so kann das neu 

zu bestellende Mitglied im Leitungsausschuss ein 
anderes sein als das neu in die Bundeskommission 
berufene Mitglied.

§ 10 Kosten der Wahl

1Die durch den Vorbereitungsausschuss verursach-
ten Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 2Die 
Kosten eines Wahlvorstandes übernehmen der jewei-
lige Diözesan-Caritasverband und der Landes-
Caritasverband für Oldenburg. 3Die Reisekosten der Mit-
glieder der Wahlversammlung und der Kandidat(inn)en 
werden von dem Rechtsträger getragen.

§ 11 Bestimmung der Vertreter(innen) 
der Diözesan-Caritasverbände

1Die nach § 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimmten 
Vertreter(innen) einer Regionalkommission werden von 
dem jeweils nach der Satzung des Diözesan-Caritas-
verbandes und des Landes-Caritasverbandes für Olden-
burg zuständigen Organ bestimmt. 2Fehlt eine Zuwei-
sung dieser Aufgabe in der Satzung, ist der Vorstand des
Diözesan-Caritasverbandes und des Landes-Caritasver-
bandes für Oldenburg zuständig. 3Die Bestimmung er-
folgt in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit 
der Wahl nach dieser Wahlordnung.

Vorstehende Ordnung setze ich hiermit mit Wirkung 
vom 01.01.2016 in Kraft.

Hildesheim, den 18.11.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim
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Entsendeordnung für die Vertreter(innen) 
der Gewerkschaften gemäß § 5 Abs. 8 der 

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

1Diese Entsendeordnung regelt gemäß § 5 Abs. 8 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Entsendung
von Vertreter(inne)n der Gewerkschaften auf der 
Mitarbeiterseite in die Bundeskommission und die 
Regionalkommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion.

§ 2 Zuständigkeit

Für die Entsendung der Vertreter(innen) der Mitar-
beiter(innen) in der Bundeskommission und den
 Regionalkommissionen ist der Vorbereitungsausschuss 
(Ausschuss) nach § 2 der Wahlordnung der Mitarbeiter-
seite zuständig.

§ 3 Vorbereitung

(1)  1Spätestens acht Monate vor dem Ende der Amtspe-
riode veröffentlicht der Ausschuss in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ eine Bekanntmachung über 
die Bildung der Arbeitsrechtlichen Kommission für 
eine neuen Amtsperiode und ruft in dieser Veröffent-
lichung die tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen 
(Gewerkschaften) auf, sich innerhalb von zwei Mo-
naten nach der Bekanntmachung (Anzeigefrist) an 
der Entsendung von Vertreter(inne)n in der Kommis-
sion zu beteiligen. 2Zusätzlich soll eine Pressemittei-
lung über diesen Aufruf erscheinen. 3Hierbei ist die 
Zahl der für die Gewerkschaften vorgesehenen Sitze 
in der Bundeskommission und in den Regionalkom-
missionen auf Mitarbeiterseite mitzuteilen. 

(2)  1Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von 
Vertreter(inne)n in die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion beteiligen wollen, zeigen dies gegenüber dem 
Ausschuss über die Kommissionsgeschäftsstelle 

schriftlich an. 2Die Anzeige kann nur bis zum Ablauf 
der Anzeigefrist abgegeben werden. 3Anzeigen, die 
nach dieser Frist eingereicht werden, können nicht 
mehr berücksichtigt werden (Ausschlussfrist).

(3)  1Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n sind 
Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Rege-
lungsbereiche oder Teile der Regelungsbereiche der 
jeweiligen Kommission örtlich und sachlich zustän-
dig sind. 2Erfüllt eine Gewerkschaft diese Vorausset-
zungen nicht, wird sie hierüber durch den Ausschuss 
schriftlich in Kenntnis gesetzt. 3Gegen die Entschei-
dung des Ausschusses ist Klage beim Kirchlichen 
Arbeitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Feststellung 
zulässig. 4Die Frist beginnt zu laufen, wenn die Ge-
werkschaft über den Rechtsbehelf, das Gericht und 
die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist.

§ 4 Durchführung der Entsendung

(1)  1Nach Ablauf der Anzeigefrist lädt der Ausschuss die 
anzeigenden und mitwirkungsberechtigten Gewerk-
schaften zu einer Sitzung mit dem Ziel ein, dass sich 
die Gewerkschaften untereinander auf die zahlenmä-
ßige Verteilung der vorbehaltenen Sitze einigen. 2Die 
Sitzung wird von den Mitgliedern des Ausschusses 
geleitet, das Ergebnis durch die Kommissionsge-
schäftsstelle in einem Protokoll festgehalten.

(2)  1Nimmt nur eine Gewerkschaft Sitze für eine Regi-
onal- oder für die Bundeskommission in Anspruch, 
erhält diese Gewerkschaft die für die Gewerkschaf-
ten vorbehaltenen Sitze. 2Nehmen mehrere Ge-
werkschaften Sitze für eine Regional- oder für die 
Bundeskommission in Anspruch, einigen sich diese 
Gewerkschaften untereinander auf die zahlenmäßige 
Verteilung der für die Gewerkschaften vorbehaltenen 
Sitze. 3Sie können sich dabei an ihrer Organisations-
stärke orientieren.

(3) 1Kommt es zu einer zahlenmäßigen Einigung, be-
nennen die Gewerkschaften spätestens drei Mona-
te vor dem Ende der Amtsperiode namentlich ihre 
Vertreter(innen) in der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion. 2Als Vertreter(innen) können nur Personen be-
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nannt werden, die das verfassungsmäßige Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der sozi-
alen Ordnung ihres Dienstes achten und die Eigenart 
des kirchlichen Dienstes respektieren. 

(4)  1Kommt eine zahlenmäßige Einigung nicht inner-
halb von vier Wochen ab dem Tag der Sitzung nach 
Absatz 1 zustande, gelten die Einigungsgespräche 
als gescheitert. 2In diesem Fall entscheidet der Aus-
schuss über die Verteilung der Sitze. 3Die Entschei-
dung ist den Gewerkschaften schriftlich mitzuteilen. 
4Gegen die Entscheidung des Ausschusses ist Kla-
ge beim Kirchlichen Arbeitsgericht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung zulässig. 5Die Frist beginnt nur zu 
laufen, wenn die Gewerkschaften über den Rechts-
behelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf an-
zubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden sind. 6Das Kirchliche Ar-
beitsgericht entscheidet insbesondere aufgrund der 
Mitgliederzahlen, die ihm gegenüber glaubhaft zu 
machen sind. 7Die Glaubhaftmachung der Mitglie-
derzahl kann insbesondere durch eine eidesstattliche 
Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des Vertre-
tungsorgans der Gewerkschaft vor einem Notar ab-
gibt. 

§ 5 Ergebnis der Entsendung

(1)  Der Ausschuss gibt das Ergebnis der Entsendung 
durch Veröffentlichung in der Verbandszeitschrift 
„neue caritas“ bekannt.

(2)  Die bis zu einem endgültigen Ergebnis der Entsen-
dung durch die Bundeskommission oder durch die 
Regionalkommissionen getroffenen Entscheidungen 
sind wirksam.

§ 6 Vorzeitiges Ausscheiden

(1) 1Scheidet ein(e) entsandte(r) Vertreter(in) während ei-
ner Amtsperiode aus der Kommission aus oder wird 
er/sie abberufen, entsendet die jeweilige Gewerk-

schaft unverzüglich eine(n) neue(n) Vertreter(in) und 
gibt dies der Kommissionsgeschäftsstelle schriftlich 
bekannt.

(2)  1Beendet eine Gewerkschaft während einer Amts-
periode die Mitgliedschaft in einer Kommission, 
können sich die verbleibenden Gewerkschaften eini-
gen, welche von ihnen für die restliche Amtsperiode 
den Sitz des ausscheidenden Mitglieds übernimmt. 
2Kommt eine Einigung nicht innerhalb von sechs 
Wochen zustande, entscheidet das Los. 

(3) 1Beenden alle Gewerkschaften während einer Amts-
periode die Mitgliedschaft in einer Kommission, ent-
fallen diese Sitze. 

§ 7 Kosten

Die den Gewerkschaften durch die Entsendung entste-
henden Kosten tragen diese selbst.

Vorstehende Ordnung setze ich hiermit mit Wirkung 
vom 01.01.2016 in Kraft.

Hildesheim, 18.11.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim
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Beschluss der Bistums-KODA vom 06.10.2015

Die Bistums-KODA Hildesheim hat in ihrer Sitzung am
06.10.2015 folgenden Beschluss gefasst und ist damit
dem Empfehlungsbeschluss der Zentral-KODA vom 
13.11.2013 gefolgt:

Weiterleitung von Hinweisen auf sexuellen Missbrauch 

(1)  Alle Beschäftigten haben unverzüglich die zuständi-
ge Person der Leitungsebene der Institution, bei der 
sie beschäftigt sind, über Sachverhalte und Hinwei-
se auf tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 
eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen durch Kleriker, Or-
densangehörige und andere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, die ihnen zur 
Kenntnis gelangt sind, zu informieren. Sie können 
sich aber auch direkt an eine der vom Diözesanbi-
schof beauftragten Ansprechpersonen im Sinne der 
Ziffer 4. der Leitlinien für den Umgang mit sexu-
ellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener 
Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensangehörige 
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz wenden.1

(2) Im Rahmen von seelsorglichen Gesprächen besteht 
die Pflicht zur Weiterleitung an eine der beauftrag-
ten Ansprechpersonen immer dann, wenn Gefahr für 
Leib und Leben droht sowie wenn weitere mutmaß-
liche Opfer betroffen sein könnten. Hierbei sind die 
Bestimmungen des § 203 StGB zu beachten. 

(3)  Etwaige gesetzliche Verschwiegenheitspflichten 
oder Mitteilungspflichten gegenüber staatlichen 
Stellen (zum Beispiel Jugendamt, Schulaufsicht) so-
wie gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon 
unberührt.

1 In diesem Fall wird die zuständige Person der Leitungsebene ge-
mäß Nr. 13 Satz 2 der „Leitlinien für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbefohlener 
durch Kleriker, Ordenangehörige und andere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ 
von der vom Diözesanbischof beauftragten Ansprechperson in-
formiert.

(4)  Die Pflicht zur Weiterleitung gemäß Abs. 1 besteht 
auch bei anonymen Hinweisen, wenn sie tatsächli-
che Anhaltspunkte für Ermittlungen beinhalten.

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung zum 01.11.2015 in 
Kraft.

Hildesheim, 13.10.2015

Bettina Syldatk-Kern
Stellvertretende Vorsitzende der Bistums-KODA

Gemäß § 20 der KODA-Ordnung vom 08.05.2015 
setze ich den Beschluss der Bistums-KODA vom 
06.10.2015 in Kraft.

Hildesheim, 13.10.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim 

Beschluss der Bistums-KODA vom 06.10.2015

Die KODA möge beschließen:

1. § 38 Absatz 4 der Arbeitsvertragsordnung (AVO) 
wird wie folgt geändert:

 „Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bern-
ward Medien GmbH finden vom 01.01.2014 bis zum 
31.12.2016 die Bestimmungen des Manteltarifver-
trages für Buch- und Zeitschriftenverlage in Nie-
dersachsen sowie des Gehaltstarifvertrages für Zeit-
schriftenverlage in Niedersachsen und Bremen bzw. 
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des Manteltarifvertrages für Redakteurinnen und Re-
dakteure an Zeitschriften, des Gehaltstarifvertrages 
für Redakteurinnen Redakteure an Zeitschriften so-
wie des Tarifvertrages über das Redaktionsvolontari-
at an Zeitschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung 
entsprechende Anwendung.“

2.  Dieser Beschluss tritt mit Wirkung zum 01.11.2015 
in Kraft.

Hildesheim, 13.10.2015

Bettina Syldatk-Kern
Stellvertretende Vorsitzende der Bistums-KODA

Gemäß § 20 der KODA-Ordnung vom 08.05.2015 
setze ich den Beschluss der Bistums-KODA vom 
06.10.2015 in Kraft.

Hildesheim, 13.10.2015

L. S. 

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Wichtige Änderung 
zur Elektronischen Übermittlung seitens 

der Kirchen an die Meldebehörden 
ab 01.05.2016

Am 01.11.2015 trat das neue Bundesmeldegesetz 
(BMG) in Kraft, das einige wichtige Änderungen zur 
Übermittlung von Meldedaten mit sich bringt. Es gelten 
künftig folgende Neuerungen:

I.1. Familienzusammenstellung

• Künftig werden auch eingetragene Lebenspartner-
schaften übermittelt; 

• auf Daten der Eltern eines katholischen Kindes, die 
aus der Kirche ausgetreten sind, besteht kein Zugriff 
mehr; Familien werden in diesen Fällen nicht mehr 
zusammen dargestellt.

I.2. Auskunftssperren

• In der Zielgruppenauswertung werden die Aus-
kunftssperren 1 (Adoptionspflegeverhältnis gem. 
§ 1758 Abs. 2 BGB), 3 (bei Gefahr für Leben, Ge-
sundheit, Persönliche Freiheit oder ähnliche schutz-
würdige Interessen) und 11 (nach § 51 Abs. 1 BMG 
auf Veranlassung einer Sicherheitsbehörde [bei 
Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Frei-
heit]) gemeinsam unter Sperre 3 zusammengeführt; 

• neu eingefügt werden bedingte Sperrvermerke (Sper-
ren 4-18) nach Landesrecht. 

I.3 e-mip

• Änderungsdienste werden künftig täglich übermit-
telt. Die Auswertung des Änderungsdienstes ist da-
her jeweils über einen gewissen Zeitraum in der Per-
sonenanzeige durchzuführen;

• in den Zielgruppen können nur noch die aufgeführ-
ten Auskunftssperren bei der Zielgruppenauswahl 
gewählt werden;

• Änderungen, die seit dem 01.11.2015 eingetragen 
werden, sind mittels XMeld zu übertragen. Ab dem 
01.05.2016 müssen kirchenzugehörigkeitsbegrün-
dende Tatsachen (Taufen, Aufnahmen, Wiederauf-
nahmen) mittels XMeld von den Pfarreien an die 
Meldebehörden des Wohnsitzes übermittelt werden. 
Amtshandlungsformulare dürfen den kommuna-
len Behörden ab diesem Tag nicht mehr auf dem 
Postweg zugesendet werden.  
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Auskünfte erteilt das Bischöfliche Generalvikariat, 
Hauptabteilung Personal/Verwaltung, Verwaltung, EDV-
Meldewesen, Domhof 18-21, 31134 Hildesheim, (Tel. 
05121 307-426; Fax 05121 307-507).

Heinz-Günter Bongartz, Weihbischof
Stellvertretender Generalvikar

Richtlinien für die Verwaltung und den Einsatz 
von Caritasmitteln in den Pfarreien 

der Diözese Hildesheim

1.  Vorbemerkungen

1.1  Die Gemeinde Jesu Christi wird dort lebendig, wo 
der Glaube bezeugt, das Gotteslob dargebracht und 
der von Jesus Christus vorgelebte Dienst an allen 
Menschen nachvollzogen wird. In den Pfarreien der 
Diözese Hildesheim sind in der Regel mehrere Ge-
meinden in dieser Weise wirksam.

1.2  Jeder Gläubige, die Gemeinden und Institutionen der 
Kirche und ihrer Caritas sowie deren Vereinigungen 
sind zur Nächstenliebe (Diakonia/Caritas) als Dienst 
an allen Menschen verpflichtet.

1.3  Neben der tätigen Mithilfe eines jeden Gläubigen er-
fordert die Verwirklichung caritativer Arbeit in den 
Pfarreien auch den Einsatz finanzieller Mittel.

1.4 Die vorliegenden Richtlinien geben einen Über-
blick über das Aufkommen der Finanzmittel, die in 
den Pfarreien für caritative Zwecke in der Regel zur 
Verfügung stehen (vgl. 2.). Außerdem leiten sie zur 
sachgerechten Verwaltung (vgl. 4.) und zum verant-
wortlichen Einsatz der Caritasgelder an (vgl. 3.).

2.  Aufkommen an caritativen Mitteln

 In den Pfarreien der Diözese Hildesheim kommen 
für caritative Zwecke folgende Mittel zusammen:

2.1 Kirchenkollekte am Erntedankfest
 Von der jährlichen Kollekte am Erntedankfest ver-

bleibt die Hälfte in der Pfarrei für örtliche caritative 
Aufgaben. Die anderen 50% sind über das Bischöfli-
che Generalvikariat Hildesheim dem Caritasverband 
für die Diözese Hildesheim e. V. zuzuleiten.

2.2 Spenden für caritative Zwecke
 Die für caritative Zwecke bei den Pfarreien einge-

henden Spenden verbleiben in der Pfarrei, sofern sie 
der Spender nicht ausdrücklich zur Erfüllung von 
überpfarrlichen Aufgaben bestimmt hat.

2.3 Öffentliche Sammlungen
 Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-

fahrtspflege in Niedersachsen stimmt die jährlichen 
Zeiten für Haus- und Straßensammlungen für carita-
tive Zwecke untereinander ab, die konkreten Termine 
legt der Caritasverband für die Diözese Hildesheim 
e. V. fest. Vom Aufkommen dieser Sammlungen 
durch die Caritasverbände verbleibt in den Pfarreien 
50%, dem jeweiligen örtlichen Caritasverband wer-
den die weiteren 50% des Gesamtbetrages zugeleitet.

2.4 Aktionen für caritative Zwecke
 Erzielte Überschüsse aus Veranstaltungen wie z. B. 

Basaren, Losbrieflotterien, aus dem Verkauf von 
Wohlfahrtsbriefmarken usw. verbleiben in den je-
weiligen Pfarreien.

3. Verwendung der Gelder

3.1 Die nach diesen Richtlinien einer Pfarrei zustehen-
den Caritasmittel sind ausschließlich für caritative 
Zwecke zu verwenden, insbesondere für

 -  Individualbeihilfen in Notlagen Einzelner bzw. 
von Familien in den Bereichen Soziales, Bil-
dung, Sport und Kultur, wenn die evtl. geforderte 
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Eigenleistung auch nach Ausschöpfen aller ge-
setzlichen oder sonstigen Möglichkeiten nicht 
aufgebracht werden kann bzw. die Zahlung der 
Eigenleistungen weitere Notlagen zur Folge ha-
ben.

 - Unterstützung von Selbsthilfegruppen

 - Hilfen bei Notständen und Katastrophen

 -  Erstattung der Aufwendungen der ehrenamtli-
  chen Mitarbeitenden für Dritte (z. B. kleine Ge-

schenke bei Besuchen) oder für eigene Aufwendun-
gen (z. B. für Telefongebühren und Portokosten)

 -  Aufwendungen für Schulung und Fortbildung so-
wie für die Teilnahme an Besinnungstagen von 
Mitarbeitenden: Übernahme des Teilnahmebei-
trages und der Fahrtkosten

 -  Aufwendungen im Rahmen einer Anerkennungs-
kultur für Mitarbeitende (z. B. kleine Aufmerk-
samkeiten, Urkunden und Ehrungszeichen)

 -  Unterstützung von Freiwilligeneinsätzen im Aus-
land

 -  Unterstützung von Aktionen, Maßnahmen oder 
Projekten im Einzugsbereich der Pfarrei oder mit 
Wirkung auf dieses Einzugsgebiet.

3.2  Aus Caritasmitteln dürfen gesellige Veranstaltungen, 
Ausflüge, Freizeiten usw. nicht finanziert werden. In 
Ausnahmefällen kann jedoch bei derartigen Anläs-
sen einzelnen Teilnehmenden ein Zuschuss gewährt 
werden, wenn von diesen der erforderliche Eigenan-
teil nicht oder nur schwer aufzubringen ist.

3.3  Gelder aus zweckgebundenen Spenden, Samm-
lungen und Kollekten, sowie Erlöse aus Aktionen, 
die einem bestimmten Ziel dienen sollen, sind aus-
schließlich gemäß der für sie festgelegten Bestim-
mung zu verwenden.

4.  Bildung, Zusammensetzung, Arbeitsweise und 
Rechenschaftspflichten des Vergabeausschusses

4.1  Jede Pfarrei bildet mindestens einen Vergabeaus-
schuss für die Verwaltung und den Einsatz der 
Caritasmittel. Dies erfolgt nach dem Grundsatz, 
dass Caritasarbeit immer in der Nähe zu den 
Menschen geschieht. Daran muss sich die Form 
der Organisation der Caritasarbeit sowie die Be-
reitstellung und Verwaltung der finanziellen Mit-
tel orientieren.

4.2  Bildung und Zusammensetzung des Vergabeaus-
schusses

4.2.1  Der Kirchenvorstand der Pfarrei beruft den Ver-
gabeausschuss.

4.2.2  Dem Vergabeausschuss gehören ein Mitglied 
des Kirchenvorstands sowie zwei Personen an, 
die die sozial-caritativen Tätigkeitsbereiche und 
Gruppen in der Pfarrei abbilden sowie die Not-
lagen der Menschen im Blick haben. Bei der Be-
rufung der einzelnen Personen berücksichtigt der 
Kirchenvorstand Vorschläge der Gremien und 
Gruppen der Pfarrei. Die zwei Personen können 
zugleich auch der Vorstand / das Sprecherteam 
einer gemeindlichen Caritasgruppe oder einer 
Caritas-Konferenz sein. Mindestens eine Frau 
und mindestens ein Mann sind zu berufen.

4.2.3  Scheidet ein Mitglied des Vergabeausschusses 
aus, erfolgt eine Neubesetzung.

4.2.4  Mindestens nach den jeweiligen Wahlen zum 
Kirchenvorstand wird der Vergabeausschuss neu 
gebildet. Dies können die gleichen Personen wie 
in der vorangegangenen Wahlperiode des Kir-
chenvorstands sein.

4.3  Arbeitsweise eines Vergabeausschusses

4.3.1  Der Vergabeausschuss der Pfarrei entscheidet 
über alle pfarreieigenen Caritasmittel (vgl. 2.) 
im Rahmen der in 3. genannten Bereiche. Damit 
stellt der Vergabeausschuss sicher, dass Men-
schen in Notlagen sowie die jeweils eigenstän-
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dig sich bildenden und arbeitenden Gruppen und 
deren Mitarbeitende für ihre Arbeit in geeigneter 
Form finanzielle Mittel zur Verfügung stehen.

4.3.2 Es wird mit einfacher Mehrheit entschieden.

4.3.3  Sollten innerhalb einer Pfarrei mehrere Verga-
beausschüsse bestehen, können Mittel auch un-
terjährig untereinander angefragt und zugeleitet 
werden. Die Entscheidung darüber treffen die 
jeweiligen Vergabeausschüsse. Der Kirchenvor-
stand wird darüber informiert.

4.3.4  Sollten für Maßnahmen aus 3. Mittel benötigt 
werden, aber nicht ausreichend Gelder aus den 
kirchgemeindeeigenen Caritasmitteln dem Ver-
gabeausschuss zur Verfügung stehen, beantragt 
der Vergabeausschuss beim Kirchenvorstand 
zusätzliche Mittel. Zuvor prüft der Vergabeaus-
schuss die Möglichkeiten nach 4.3.3.

4.3.5  Entscheidungen des Kirchenvorstands über die 
Verwendung von Haushaltsmitteln über sozial-
caritative Zwecke trifft er nach Beratung im Ver-
gabeausschuss.

4.3.6  Ein vom Ausschuss gewähltes Mitglied hat in 
einem Kassenbuch Einnahmen und Ausgaben 
fortlaufend mit Datum einzutragen. Die Überprü-
fung erfolgt jährlich durch zwei Kassenprüfer/in-
nen, die der Kirchenvorstand dazu beruft.

4.3.7  Der Einblick in das Kassenbuch ist nur den 
Mitgliedern des Vergabeausschusses, den Kas-
senprüfern/innen und der Innenrevision des Ca-
ritasverbandes für die Diözese Hildesheim e. V. 
gestattet.

4.3.8  Die Mitglieder des Vergabeausschusses unter-
liegen hinsichtlich ihrer Tätigkeit bei der Ver-
waltung und Vergabe von Caritasgeldern der 
Schweigepflicht.

4.4  Rechenschaftspflichten

4.4.1  In den Pfarreien sollen Caritasgelder längerfris-
tig nicht angespart werden. Zum Ende eines jeden 

Jahres entscheidet deshalb der Vergabeausschuss, 
ob und in welcher Höhe Mittel, die voraussicht-
lich nicht benötigt werden, entweder - falls vor-
handen - einem anderen Vergabeausschuss inner-
halb der Pfarrei zukommen oder dem jeweiligen 
örtlichen Caritasverband zu überweisen sind. 
Über diese Entscheidung ist der Kirchenvorstand 
jährlich zu informieren.

4.4.2  Über die Verwendung der Caritasgelder wird in 
der jährlichen Pfarrversammlung berichtet.

4.4.3 Der Kirchenvorstand ist dazu verpflichtet, dem 
jeweiligen örtlichen Caritasverband mitzuteilen,

  - wann und wie der Vergabeausschuss gebildet 
   wurde bzw. die Vergabeausschüsse gebildet 
    worden sind sowie wenn sich die Zusammen-
    setzung des Vergabeausschusses verändert hat, 

  - wie der Vergabeausschuss zum Jahresende über 
    überschüssige Gelder entschieden hat.

5.  Schlussbemerkung

 Die vorstehenden Richtlinien sind Teil der Geschäfts-
 anweisung zum KVVG und treten mit Wirkung 

vom 01. Januar 2016 in Kraft. Die Richtlinien für 
die Verwaltung und den Einsatz von Caritasmitteln 
in den Pfarreien der Diözese Hildesheim vom 01. 
September 2000 (Kirchlicher Anzeiger Nr. 11/2000, 

 S. 241-245) treten gleichzeitig außer Kraft.

Hildesheim, den 08. Dezember 2015,
dem Tag der Eröffnung des Heiligen Jahres 
der Barmherzigkeit

Heinz-Günter Bongartz, Weihbischof
Stellvertretender Generalvikar
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Neuwahl der Bistums-KODA im Jahr 2016

In diesem Jahr findet die Neuwahl der Vertreterinnen 
und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Bistums-KODA statt. Die amtierende KODA hat 
als Wahlzeitraum die Zeit vom 01. März bis zum 
31. Mai 2016 festgelegt. Von der Mitarbeiterseite der 
Bistums-KODA sind die folgenden Damen und 
Herren zu Mitgliedern des Wahlvorstandes gewählt 
worden:

• Stephan König DiAG-MAV
• Regina Rosenthal DiAG-MAV
• Harry R. Losert Katholische 
   Erwachsenenbildung
• Mathias Welle Dekanat Braunschweig
• Martin Wittek Katechetische Lehrkraft

Am 05.11.2015 hat sich der Wahlvorstand in 
Hildesheim konstituiert. Dabei wurden

• Stephan König zum Vorsitzenden und
• Martin Wittek zum stellvertretenden Vorsitzenden 

des Wahlvorstandes gewählt.

In der Sitzung hat der Wahlvorstand den Zeitplan 
für den Ablauf der Wahl verabschiedet. Danach haben
Anstellungsträger und Einrichtungen in dem Zeitraum 
bis zum 13.01.2016 das Wählerverzeichnis zu erstel-
len und an den Wahlvorstand zu senden. Als Ausle-
gungs- und Einspruchsfrist in den Einrichtungen und 
Dienststellen schlägt der Wahlvorstand die Woche vom 

04.01.2016 bis 12.01.2016 

vor.

In diesem Zusammenhang erinnert der Wahlvorstand an
die einschlägige Bestimmung der Wahlordnung (WO):

1.  „Der Generalvikar, der jeweilige Dienstgeber oder 
der Leiter einer Einrichtung bzw. dessen Stellvertre-
ter leisten dem Wahlvorstand Amtshilfe. Die Amts-
hilfe kann delegiert werden“ (§ 5 Abs. 1 WO) 

Die folgenden Termine hat der Wahlvorstand festgelegt:

13. Januar 2016:
bis zu dem das Wählerverzeichnis spätestens zu 
erstellen und dem Wahlvorstand zuzusenden ist.

26. Januar 2016
Versand der Wahlunterlagen mit Wahlaufruf und 
Formularen für die Wahlvorschläge. Zeitgleich sind alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über Ablauf und 
Durchführung der Wahl zu informieren.

11. März 2016
Zeitpunkt, bis zu dem die Wahlvorschläge dem
Wahlvorstand zugegangen sein müssen.

25. April 2016
Zeitpunkt, bis zu dem die Stimmzettel für die Wahl bei 
dem Wahlvorstand eingegangen sein müssen.

26. April 2016 
Stimmenauszählung und Feststellung des Wahlergeb-
nisses.

26. April 2016
Veröffentlichung des Wahlergebnisses im Kirchlichen 
Anzeiger

13. Mai 2016
Ende der Anfechtungszeit (14 Tage nach Bekanntgabe)

17. Mai 2016 
Entscheidung über Wahlanfechtungen und Übergabe der 
Wahlunterlagen

Hildesheim, den 05.11.2015

Stephan König
Vorsitzender des Wahlvorstandes
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Die Adresse des Wahlvorstandes lautet:
Wahlvorstand KODA-Wahl 2016 
c/o Bischöfliches Generalvikariat 
Domhof 18 – 21
31134 Hildesheim. 

Der Vorsitzende des Wahlvorstandes ist zu erreichen 
unter:
Stephan König 
c/o DiAG-MAV 
Domhof 10/11
31134 Hildesheim 
Tel 05121-2889573
Email: kodawahl2015@gmx.de

Sammelüberweisung Sternsingen 2016

Sehr geehrte Verantwortliche für die Sternsingeraktion,

oft ist es aufgrund fehlender Daten schwierig, die Spen-
denzahlung den entsprechenden Gemeinden zuzuord-
nen.

Deshalb bitten wir Sie herzlich, 

1. „Ort“
2. „Pfarrgemeinde“
3. „Sternsinger“

in das Feld Verwendungszweck einzutragen. 

Die Banken übermitteln nur eine begrenzte Anzahl von 
Daten, deshalb wird der Absender nicht immer vollstän-
dig angegeben.

Falls Sie die Spende bar einzahlen, nutzen Sie bitte 
folgende Bankverbindung:

BDKJ Hildesheim
Sparkasse Hildesheim

IBAN: DE 2225 9501 3000 0018 7020
BIC: NOLA DE21 HIK

Verwendungszweck: „Ort“, „Pfarrgemeinde“, Stern-
singer 2016

Bitte teilen Sie uns schriftlich oder telefonisch
(Tel.-Nr. 05121 307-352; E-Mail: bdkj@bistum-
hildesheim.de) die Summe mit, die eingezahlt wur-
de, da Bareinzahlungen grundsätzlich ohne Ab-
senderangabe gutgeschrieben werden.

Für den Fall, dass Sie um die Ausstellung einer Zuwen-
dungsbescheinigung gebeten werden, finden Sie die 
aktuellen Daten im Meldewesen für das Pfarramt unter 
Spendenbescheinigung, Begünstigter Empfänger, lfd. 
Nr. 6: Päpstliches Missionswerk der Kinder in Deutsch-
land. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß und gutes Gelingen bei 
der Sternsingeraktion 2016 und bedanken uns für Ihre 
Mühe und Ihr Verständnis.

Ihr BDKJ-Diözesanverband Hildesheim

Die Sternsingerdankaktion 2016 findet am 9. Januar 
2016 ab 13 Uhr im Hildesheimer Dom statt.

Diözesannachrichten

Bischof Norbert Trelle hat folgende Ernennungen bzw. 
Versetzungen vorgenommen:

Regens Dr. Martin Marahrens
Übertragung der Dienst- und Fachaufsicht für die Mitar-
beitenden im Schulpastoralen Zentrum Hildesheim zum
01.11.2015.

Dechant Harald Volkwein
Ernennung zum Dechanten des Stiftsdekanats Borsum-
Sarstedt für eine weitere Amtsperiode von fünf Jahren.
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Propst Bernd Kösling
Zusätzlich zu den bestehenden Aufgaben Übertragung 
der Seelsorge der Katholischen Pfarrgemeinde 
St. Matthias, Achim, zum 15.11.2015. 

Pfarrer Herbert Drexler
Entpflichtung als Pfarrer der Katholischen Pfarrge-
meinde Heilig Kreuz, Otterndorf, sowie Versetzung in 
den Ruhestand zum 31.10.2015.
Titel: Pfarrer i. R.

Pfarrer Christian Piegenschke
Zusätzlich zu den bestehenden Aufgaben, Übertragung 
der Seelsorge der Katholischen Pfarrgemeinde Heilig 
Kreuz, Otterndorf, zum 01.11.2015.

Pfarrer Dr. Thomas Kellner
Freistellung vom Dienst im Bistum Hildesheim zum 
01.10.2015 für fünf Jahre.

Pastor Sebastian Chencheril
Entpflichtung als Pfarrvikar in der Katholischen 
Pfarrgemeinde St. Joseph, Gronau, zum 31.10.2015.
Ernennung zum Pfarrvikar in den Katholischen 
Pfarrgemeinden St. Matthias, Achim, Corpus Christi, 
Rotenburg, und St. Josef, Verden, zum 01.11.2015.
Entpflichtung als Pfarrvikar der Katholischen Pfarrge-
meinde Corpus Christi, Rotenburg, zum 08.11.2015.

Kaplan Kevin Achu
Beauftragung mit der seelsorglichen Mithilfe in den 
Katholischen Pfarrgemeinden St. Altfrid, Gifhorn, 
St. Christophorus, Wolfsburg, und St. Michael, Wolfs-
burg-Vorsfelde, vom 01.10.2015 bis 31.10.2015.
Ernennung zum Pfarrvikar in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Marien, Cuxhaven, und Heilig Kreuz, 
Otterndorf, zum 01.11.2015 für zwei Jahre.
Titel: Kaplan

Pater Tomy Jose MSFS
Ernennung zum Pfarrvikar in der Katholischen Pfarrge-
meinde Heilig Geist, Braunschweig-Lehndorf, zum 
01.11.2015.
Wohnung: Kollwitzstraße 1, 38159 Vechelde.

Pater Romuald Greh SChr
Entpflichtung von den Aufgaben in der Polnischen 
Mission Braunschweig. Gleichzeitig Entpflichtung als 
Pfarrvikar der Katholischen Pfarrgemeinde Maria 
Königin des Friedens, Göttingen, zum 0.10.2015.

Pater Tomasz Salapata SChr
Ernennung zum Seelsorger der Polnischen Mission 
Braunschweig zum 01.10.2015. Gleichzeitig Ernennung
zum Pfarrvikar der Katholischen Pfarrgemeinde Maria
Königin des Friedens, Göttingen, zum 01.10.2015.
Wohnung: Pfarrhaus St. Norbert, St.-Norbert-Platz 2, 
37133 Friedland.

Pater Anto Rados OFM
Ernennung zum Leiter der Italienischsprachigen 
Katholischen Mission Hannover zum 01.01.2016.
Beginn des seelsorglichen Dienstes zum 01.10.2015.
Dienstadresse: Katholisches Internationales Zentrum 
Hannover,Italienischsprachige Katholische Mission 
Hannover, Marschnerstraße 34, 30167 Hannover.
Privatanschrift: Mühlenberger Markt 5, 30457 
Hannover.

Pater Ryszard Karapuda SChr
Ernennung zum Seelsorger in der Polnischen Katho-
lischen Mission Braunschweig, rückwirkend zum
01.10.2015.
Gleichzeitig Ernennung zum Pfarrvikar der Katho-
lischen Pfarrgemeinde St. Aegidien, Braunschweig, rück-
wirkend zum 01.10.2015.
Adresse: Hesterkamp 6 a, 38112 Braunschweig

Pastor Jens Lange
Entpflichtung von den Aufgaben eines Subsidiars in der
Pfarrgemeinde Hl. Familie, Osterholz-Scharmbeck, 
zum 13.10.2015.

Pastor Frank Schäffer
Beauftragung mit der Seelsorge in den Ortsteilen 
Lauenförde und Meinbrexen der Kuratiegemeinde 
Boffzen, St. Liborius, zum 01.12.2015
Adresse: Posttwete 12, 37688 Beverungen
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Pater Shijo Joseph MSFS
Ernennung zum Pfarrvikar in der Katholischen Pfarrge-
meinde St. Joseph, Gronau, zum 12.10.2015.
Adresse: c/o Frau Härtel, Fritz-Reuter-Straße 5, 31028 
Gronau

Dechant Dr. Holger Baumgard
Übertragung der Seelsorge der Katholischen Pfarrge-
meinde St. Marien, Bremen, zusätzlich zu den Aufgaben
als Pfarrer der Katholischen Pfarrgemeinde Hl. Familie,
Bremen-Grohn, zum 08.12.2015.

Don Giovanni Paganini
Entpflichtung als Leiter der Italienischen Katholischen
Mission Hannover zum 31.12.2015.
Rückkehr nach Italien.

Diakone

Diakon Winfried Hubach-Federbusch
Zum Diakon geweiht am 10.10.2015 im Mariendom 
zu Hildesheim durch Weihbischof Heinz-Günter 
Bongartz.
Beauftragung mit den Aufgaben des Diakons im Zivil-
beruf in der Katholischen Pfarrgemeinde St. Gallus, Bad 
Salzdetfurth, zum 10.10.2015.

Diakon Marc Beer
Zum Diakon geweiht am 10.10.2015 im Mariendom 
zu Hildesheim durch Weihbischof Heinz-Günter 
Bongartz.
Beauftragung mit den Aufgaben des Diakons im Zivil-
beruf in der Katholischen Pfarrgemeinde St. Maria, 
Hannover, zum 10.10.2015.

Diakon Michael Bonert
Zum Diakon geweiht am 10.10.2015 im Mariendom 
zu Hildesheim durch Weihbischof Heinz-Günter 
Bongartz.
Beauftragung mit den Aufgaben des Diakons im Zivil-
beruf in der Katholischen Pfarrgemeinde St. Matthias, 
Achim, zum 10.10.2015.
Ab dem 15.11.2015 Beauftragung mit den Aufgaben des
Diakons im Zivilberuf im überpfarrlichen Personalein-
satz in den Katholischen Pfarrgemeinden St. Matthias, 
Achim, und St. Josef, Verden.

Diakon Peter Wypich
Zum Diakon geweiht am 10.10.2015 im Mariendom
zu Hildesheim durch Weihbischof Heinz-Günter 
Bongartz.
Beauftragung mit den Aufgaben des Diakons im Zivil
beruf im überpfarrlichen Personaleinsatz in den 
Katholischen Pfarrgemeinden St. Altfrid, Gifhorn, 
St. Christophorus, Wolfsburg, St. Michael, Wolfsburg-
Vorsfelde, und Mutterschaft Mariens, Wolfsburg-Fallers-
leben, zum 10.10.2015.  

Diakon Hendrik Becker
Beauftragung mit den Aufgaben des Hauptberuflichen 
Diakons in den Katholischen Pfarrgemeinde St. 
Matthias, Achim, und St. Josef, Verden, in Anwen-
dung des überpfarrlichen Personaleinsatzes, zum 
15.11.2015.

Diakon Burkhard Baumann
Beauftragung mit den Aufgaben des Diakons im Zivil-
beruf in den Katholischen Pfarrgemeinden St. Josef, 
Verden, und St. Matthias, Achim, in Anwendung des 
überpfarrlichen Personaleinsatzes, zum 15.11.2015.

Diakon Thomas Keller
Ernennung zum Präses der Kolpingfamilie Velpke zum
04.12.2015.

Gemeindereferentinnen / Gemeindereferenten

Ursel Teiser
Ab dem 01.11.2015 Gemeindereferentin im überpfarr-
lichen Personaleinsatz in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Marien, Cuxhaven und Heilig Kreuz, 
Otterndorf.
Dienstsitz: Katholische Pfarrgemeinde St. Marien, 
Gurlittstraße 2 A, 27474 Cuxhaven.

Verena Bräuner
Ab dem 15.11.2015 Gemeindereferentin im überpfarr-
lichen Personaleinsatz in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Josef, Verden und St. Matthias, Achim.
Dienstsitz: Katholische Pfarrgemeinde St. Josef, 
Andreaswalll 13, 27283 Verden.
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Johanna Bartels
Ab dem 15.11.2015 Gemeindereferentin im überpfarr-
lichen Personaleinsatz in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Josef, Verden und St. Matthias, Achim.
Dienstsitz: Katholische Pfarrgemeinde St. Josef, 
Andreaswalll 13, 27283 Verden.

Veränderungen:

Pfarrer i. R. Winfried Birkwald
Neue Anschrift ab 10.11.2015:
Wohnstift Augustinum, App. 400, Am Hohen Tore 4 a, 
38110 Braunschweig
Telefon: 0531 / 808 – 400
e-mail: winbirkwald@Augustinum.net

Gemeindereferentin Petra Horaiske
Änderung des Familiennamens auf Grund Eheschließung.
Neuer Familienname: Zappe
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